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Die Auffassung des Begriffes der Polizei im vorigen 
Jahrhundert. 



Von Dr. Funk. 



Zweiter Aufsatz. 

Die Polizei in ihrem allgemeinen Znsammenhang mit den 
gesellschaftlich-politischen Zuständen Deutschlands im vorigen 

Jahrhundert. 

Nachdem wir im ersten Aufsatz nachgewiesen, wie sich der 
Begriff der Polizei sowohl in der ihr eigenen als in den ver- 
wandten Wissenschaften gebildet und entwickelt hat, nachdem 
wir somit die Polizei überhaupt einer abstrakt wissenschaftlichen 
Betrachtung gewürdigt haben, so ist es jetzt noch unsere Auf- 
gabe , unsern Blick nun auch von der Theorie auf die Praxis, 
von der Wissenschaft auf das Leben zu lenken, um in dem 
Nachweis des Zusammenhanges beider Seiten unsere Darstellung 
zu vervollständigen und insbesondere das allgemeine Resultat, 
das sich uns oben ergab , durch den Hinweis auf die factischen 
Zustände mehr in's Licht zu stellen und zu bekräftigen. Die 
Polizei ist ja eine Wissenschaft, die ihre unmittelbare Anwendung 
im praktischen Leben findet; als so beschaffene Wissenschaft 
wird sie daher auch ihren Ausdruck im Leben finden, wie in 
umgekehrter Richtung auch dieses seinen Einfluss auf sie äussert. 
Indem wir nun die politische und sociale Gestaltung Deutschlands 
im vorigen Jahrhundert untersuchen , werden wir in den Stand 
gesetzt werden, den im Bisherigen allgemein gehaltenen Begriff 
der Polizei im Lichte der Thatsachen näher zu beleuchten und 
eingehender darzulegen. 
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Bevor wir indessen an unsere eigentliche Aufgabe heran- 
treten, sehen wir uns genöthigt, die gesellschaftlich-politischen 
Verhältnisse Deutschlands in der fraglichen Periode mit kurzen Strichen 
zu zeichnen , um so einen Standpunkt zu gewinnen , von dem 
aus wir das Folgende zu beurtheilen haben werden; denn nur 
indem wir von den damaligen Verhältnissen ausgehen, werden 
wir die Gestalt der theoretischen und praktischen Polizei, über- 
haupt das damalige Staatsleben richtig zu würdigen verstehen, 
und nur so werden wir die Berechtigung des wissenschaftlichen 
und faktischen Polizeistaates im vorigen Jahrhundert begreifen. 
Um den immanenten Zweck einer geschichtlichen Periode zu be- 
greifen, müssen wir uns eben auf ihren Boden stellen; dagegen 
würden wir zu keinem Verständniss oder nur zu einer einseitigen 
Auffassung einer Zeit gelangen , wenn wir andere , etwa die 
gegenwärtigen Culturverhältnisse der Beurtheilung zu Grunde 
legten. 

Sehen wir Deutschland zuerst in Bezug auf seine politische 
Gestaltung an, so finden wir nicht weniger als dreihundert selb- 
ständige Territorien; ja die Zahl derselben steigt, wenn wir die 
Masse der reichsgräflichen und reichsritterschaftlichen Besitzungen 
dazu rechnen, bis auf zweitausend. So winzig auch diese Duo- 
dezgebiete waren, so übten ihre Besitzer doch die meisten Sou- 
veränitätsrechte mit derselben Unumschränktheit aus, wie »die 
Stände des Reichs»« Wenn ihr Einfluss nach Aussen nichtig 
war, so trat er dagegen hinsichtlich der innern Verhältnisse 
wegen ihrer Anzahl um so bedeutender hervor; denn Beschrän- 
kungen des allgemeinen Verkehrs durch Zölle, Handelsverbote 
und Gewerbsmonopole lagen ebenso in ihrer Hand, als in der 
ihrer mächtigen Nachbarn '). Zwar standen alle diese verschie- 
denen Gebiete unter dem gemeinsamen Herrn, dem Kaiser; allein 
dessen diessfallsigen Rechte waren auf den Nullpunkt herabge- 
sunken. Das centrifugale Princip hatte in Deutschland einen ent- 
schiedenen Sieg über das centripetale davon getragen und einen 
Partikularismus geschaffen, wie er in ähnlicher Gestalt nirgends 
zu finden war. Das ganze Reichswesen war in dieser Zeit nur 



11 s. Biedermann, Deutschland im achtzehnten Jahrhundert. Bd. I. p. 71. 
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noch der Schatten eines Staates; wirklich politisches Leben, 
politische Existenz besessen nur die Einzelstaaten, und als die 
eigentlichen Stellvertreter oder Inhaber des aus deutschen Ele- 
menten gebildeten Staatsthums Oesterreich und Preussen *). 
In dem Maasse, als die kaiserlichen Rechte beschränkt, waren 
die Hoheitsrechte der Landesfürsten gewachsen. Zoll-, Münz-, Post-, 
Handelswesen und was überhaupt in das Gebiet der Administra- 
tion gehört, stand in ihrer ausschliesslichen Macht, und gerade 
hier zeigte sich die nationale Zersplitterung am meisten. Die 
Kaiser mussten zwar seit Karl VI. Beförderung der Commercien 
zu Wasser und zu Land versprechen, allein, fügt Berg bei dieser 
Angabe sogleich bei, „des Versprechens immer gleiche Nichter- 
füllung fand in der so sichtbaren Unmöglichkeit eine gerechte 
Entschuldigung". Was vermochte gegen den Kampf des getheilten 
Interesse der beste Wille des Kaisers ? Auch Leopold II. wurde 
bei der Kaiserwahl aufgelegt, »ein Gutachten von dem Reichstage 
zu erfordern, wie die vorhandenen Reichspolizeiordnungen zu 
verbessern und den jetzigen Zeitumständen anzupassen, auch die 
Commercien des Reiches durch gemeinsame, den Verhältnissen 
Deutschlands a. enthalben angemessene Maassregeln emporzu- 
bringen sein möchten. Es waren diess aber Worte, an deren 
Verwirklichung im Ernste Niemand dachte" 2 ). 

Wie durch die staatliche Zersplitterung, durch die Staaten- 
vielheit ohne ein kräftiges einigendes Band, ein gedeihliches Zu- 
sammenwirken nach Innen gehindert wurde, so begegnet uns 
auch in der äussern Politik eine unendliche Zerfahrenheit, und 
wie nach Innen die Reichsgewalt auf einen Schein von Macht 
beschränkt war, so ging auch die äussere Politik nicht vom Reiche, 
sondern von den Einzelstaaten aus und nahm bei der Verschie- 
denheit der Interessen auch die verschiedensten Richtungen an. 
Mit gänzlicher Verkennung ihres Berufes, für die nationale Wohl- 
fahrt des deutschen Volkes zu wirken, buhlten die Grossmächte 
um Bündnisse mit Russland, Frankreich und England, und „Preussen, 
von dem Wahne des Gleichgewichts bethört, rechnete es sich 



1) C. A. Menzel, neuere Geschichte der Deutschen, Bd. XL p. 198 f. 

2) s. Menzel I. c. XII b. p. 13 f. 
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zum Ruhme und zur Pflicht, den Schliessern des deutschen Haupt- 
stromes auf eigene Kosten ihre innern Händel zu schlichten und 
für Aufrechterhaltung der osmanischen Pforte Deutsche gegen 
Deutsche ins Feld zu führen" *). 

Von gleichem Belang in Hinsicht auf Wohl und Wehe der 
Völker war der Absolutismus und das Hofleben in jener Zeit. 
Jener lässt sich im Allgemeinen bestimmen als ein System fürst- 
licher Allmacht und Alleinherrschaft, ein System, nach welchem 
es im Staate „nur Herren und Unterthanen, nur einen absolut ge- 
bietenden Willen und eine blindlings gehorchende Schaar gab, 
eine kleine Minderheit Begünstigter, welchen alle natürlichen 
Güterquellen des Landes und alle mühsam errungenen Früchte 
der Volksarbeit zu ausschweifendem Genüsse offen lagen, und 
auf der andern Seite die Masse des Volkes, berufen und ver- 
pflichtet, für die" Befriedigung der Gelüste jener Minorität zu 
arbeiten, zu zahlen, Lasten zu tragen und Noth zu leiden." Die 
unumschränkte Gewalt der Fürsten war in rascher Verjährung 
zum historischen Rechte geworden. Der Begriff der Souveränität 
ward bis zu seiner höchsten Höhe gesteigert und nach der Parole 
Ludwigs XIV. l'etat c'est moi die fürstliche Macht oft schmählich 
zur Ausbeutung des Volkes für die Zwecke des Cabinets und 
des Hofs missbraucht. König Friedrich Wilhelm I. that den 
preussischen Junkern zu wissen, dass er seine »Souveränität wie 
einen rocher von bronce stäbilire ," und in einer Instruktion an 
das Generaldirektorium schrieb er: Wir sind Herr und König 
und können thun was wir wollen *J. In mehreren Staaten be- 
standen zwar Stände; aber die Landtage waren entweder ausser 
Gebrauch gekommen oder Schattenbilder geworden. Da wo man 
genöthigt war, die Landstände einzuberufen, verstand man sich 
mit ihnen abzufinden oder sie einzuschüchtern ; auch fehlte es 
nicht an brutaler gegen sie verübter Gewalt. Ebenso waren die 
Vorrechte des Adels nach und nach massenhaft angeschwollen 
und zu einem erblichen Besitze desselben geworden. Daher war 
auch er durch eine weite Kluft vom Volke geschieden, so dass 



1) Menzel I. c. XII b. p. 29 f. 

2) s. Wachsmuth, Zeitalter der Revolution, Einleitung. 
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noch Joseph IL einen mühevollen Kampf zu deren Hebung zu 
bestehen hatte '). — In dem Maasse, als die Concentrirung aller 
Rechte in der Person der Fürsten und des Adels wuchs, welch 
letzterer indess selbst wieder wenn auch auf noch so kleinem 
Gebiete Souveränität besass und übte, trat auch die Herrlichkeit 
des Hoflebens hervor und wurde mit Hintansetzung des Volkswohles 
vielfach als der Staatszweck angesehen. An den meisten Höfen, 
den kleinen wie den grossen, herrschte im Anfang und zum Theil 
während des ganzen Jahrhunderts übermässige Verschwendung. 
Französische Pracht und französischer Aufwand hatten allenthalben 
Platz gegriffen. »Jeder Reichsgraf, der sechs Mann Soldaten 
hielt, hatte auch einen Hof und Mätressen und Hofwürdenträger.* 
An Schauspiele, Hoffeste, Opern, Jagd zu Wasser und zu Land 
wurden ungeheure Summen verschwendet *). Das Volk auf der 
andern Seite war wenigstens in der ersten Hälfte des Jahrhun- 
derts gewohnt, das fürstliche Leben und Treiben in stummer Re- 
signation zu ertragen. 

„Der Bauern- und Bürgerstand duckte sich gefügig unter 
die Autokratie. Spiessbürgerlichkeit wurde in dieser Zeil ein 
Begriff für den Spott. Die Gesinnung dieser Stände entsprach 
der Niedrigkeit, in welcher sie gehalten wurden; Staunen über 
die Hofherrlichkeit war allgemein ; bei dem Vergnügen der An- 
schauung wurde die Noth des Landes selten in Anschlag gebracht. 
Ja der deutsche Bürgersmann glaubte treuherzig, Verschwendung 
und Ausschweifung seien den höheren Ständen nach göttlichem 
Rathschluss zugetheilt; man ärgerte sich darüber nicht mehr 3 ).« 

Der Absolutismus herrschte an allen Höfen. Doch -zeigte 
sich eine gegensätzliche Verschiedenheit unter den Autokraten, 
je nachdem sie nur mit sich und ihrem persönlichen Genüsse 
oder aber mit Hebung des Staates beschäftigt waren. Aber trotz 
dieser verschiedenen Richtungen, die der Absolutismus hinsichtlich 
des von ihm verfolgten Zweckes erhielt, war die Wirkung des- 
selben auf das Befinden des Volkes nicht von entsprechender Be- 



1) Wachsmuth, 1. c. 

2) s. Schlosser, Geschichte des achtzehnten Jahrhunderts, Bd. I. p. 243. 

3) Wachsmuth, Geschichte der Kultur Bd. V. a. p. 167. Schlosser 
1. c. Bd. I. p. 142 u. 171. 
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deutung ; denn bis zu der Anschauung, nach welcher das Volks- 
wohl, nicht aber die Herrlichkeit des Hoflebens oder ein Schein- 
glanz des Staates der eigentliche Endzweck staatlicher Vereinigung 
ist, hatte man sich noch nicht erhoben. Die letztere Art der 
Staatsverwaltung , wornach es auf eine möglichst grosse Macht- 
stellung abgesehen war, findet sich namentlich in den beiden 
Hauptstaaten Deutschlands, in Preussen und Oesterreich, die schon 
durch ihr gegenseitiges Verhältniss hierauf angewiesen waren, 
während die kleinen Fürsten mehr ersterem Grundsatze huldigten, 
mit Ausnahme einiger wenigen edlen Regenten, eines Schönborn von 
Mainz und seines Statthalters Boineburg in Erfurt, eines Fr. Ludwig 
von Erlhal in Würzburg und Bamberg, und eines Karl, Markgrafen 
von Baden. Indessen verschlang auch in den Staaten , wo man 
nicht grundsätzlich nur nach Sinnengenuss haschte, das Hofwesen 
ungeheure Summen, so namentlich in Oesterreich, aber auch in 
Preussen bei einzelnen festlichen Gelegenheiten. Wenn dort das 
Ceremoniel dem Kaiser Leopold I. nicht erlaubte, eine freie per- 
sönliche Zusammenkunft mit seinem Better und Befreier, dem 
Polenkönige J. Sobieski, zu veranstalten, da „der Kaiser einen 
König, zumal einen erwählten, als seinesgleichen nicht behandeln 
sollte," und wenn es desshalb behufs einer Begrüssung und Be- 
sprechung auf eine bloss zufällige Begegnung abgesehen war, so 
ist es bezeichnend für den Haushofhalt, wenn man in den Keller- 
rechnungen liest, dass für eine Hofdame täglich sechs Kannen 
Wein, für die verwiüwete Kaiserin Amalie zum Schlaftrunk alle 
Abende zwölf Kannen Ungarwein , für die Papageien des Kaisers 
jährlich zwei Fässer Tokayer zum Einweichen des Brodes, zum 
Baden fünfzehn Eimer österreichischen Weines angesetzt waren 1 ). 
An's Unglaubliche grenzt der Hochzeitszug Fr. Wilhelm's I.; er- 
staunlich sind die Leistungen und Naturallieferungen für Küche 
und Keller, und Alles wurde dem Landmann aufgebürdet, ohne 
dass er eine Entschädigung dafür erhielt 2 ). 

Die Rückwirkungen eines solchen Lebens und Treibens auf 
das materielle Befinden der Unterthanen sind nicht schwer aus 



1) Menzel, 1. c. Bd. IX. 127, X. 395 Anm. 

2) Schlosser, 1. c. Bd. I. 244. 
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dem Angeführten zu entnehmen. Wir machen nur auf einige 
Punkte aufmerksam. Die Prunksucht forderte auch an den klein- 
sten Höfen stehendes Militär, freilich in der Regel zu keinem 
andern Zwecke als zum Wache- und Paradestehen. So wurden 
dem Lande seine jungen Arbeitskräfte entzogen und zu eitlem 
Gepränge verwendet. Auch der Sittlichkeit war das Steigen des 
Militärs durchaus nicht günstig, wie überhaupt das Wachsthum 
einer Volksklasse, der die Möglichkeit einen häuslichen Heerd zu 
gründen entzogen ist. In Berlin nahm die Unsittlichkeit unter 
der Militärherrschaft Friedrich Wilhelms I. sichtlich zu, wesshalb 
sich dieser sittlich strenge Monarch behufs der Aufhebung des 
in Rede stehenden Uebels bisweilen zu Streifzügen in seiner Re- 
sidenz veranlasst sah. Auch war das sonst beinahe überall von 
Oben gegebene Beispiel gar nicht geeignet, hier Einhalt zu thun 1 ). 
— In die Augen fallender war der Schaden, den die Fürsten 
durch ihre „noble Passion" der Jagd der Land- und Forstwirt- 
schaft brachten. Es klingt unglaublich, wenn man liest, dass in 
dem kleinen Herzogthum Württemberg im Jahre 1737 dritthalb 
tausend Hirsche, vier tausend Stücke Wild- und Schmalthier und 
ungefähr fünf tausend wilde Schweine verschiedenen Alters und 
Geschlechtes geschossen worden seien und der Wildschaden im 
folgenden Jahre sich dennoch auf 500,000 Gulden belaufen 
habe 2 ). Und ähnlich verhielt es sich in beinahe allen Staaten. 
Aber nicht genug, dass die Saaten des Landmanns von dem 
massenhaft gehegten Wilde niedergetreten oder abgefressen oder 
von der rücksichtslos hindurchbrausenden Jagd verwüstet wurden ; 
der Bauer musste oft zur Zeit der drängendsten Arbeit, wohl 
auch bei bitterer Kälte sich dem Vergnügen seines Herrn widmen 
oder die Zeit seiner Erholung auf das Hüten seiner Felder ver- 
wenden, wobei ihm nicht einmal der Gebrauch von Hunden und 
WaiFen gestattet war. „Die Jagd- und Wildgesetze des vorigen 
Jahrhunderts bekunden deutlicher als irgend Etwas, wie gering 
man damals in den meisten Ländern Eigenthum, Erwerb, Wohl- 



1) Schlosser, I. c. Bd. I. p. 264. Heeren, europ. Staatensystem 
Bd. 1. p. 207. 

2) Schlosser, 1. c. Bd. I, p. 251. 
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stand, ja das Leben der Unterthanen anschlug, im Vergleich zu 
der Befriedigung einer fürstlichen Leidenschaft oder zur Aufrecht- 
erhaltung einer landesherrlichen Prärogative* x ). 

Wenn wir in dem kurzen Bilde, das wir von den social- 
politischen Zuständen Deutschlands im vorigen Jahrhundert ent- 
warfen, bisher nur die Schattenseiten zeichneten, so haben wir 
nun zur Vervollständigung desselben noch einige Lichtpartieen 
anzubringen. Einmal wird das trübe Aussehen desselben schon 
dadurch ein wenig erhellt und unser Urtheil über die maassgebenden 
Persönlichkeiten der Zeit dadurch etwas gemildert werden, dass 
wir sie nicht als die Schöpfer des damaligen Lebens zu betrachten, 
dass wir dieses vielmehr als das Resultat jahrhundertelanger Ent- 
wicklung anzusehen haben. Sodann darf man nicht verkennen, 
dass die Gestalt, welche die Verwaltung in einigen Staaten an- 
nahm, sofern nämlich die Staatsgewalt gegenüber der früher im 
Wesentlichen geübten blossen Justizpflege auch die materiellen 
Interessen der Unterthanen in's Auge fasste und ihre materielle 
Lage in die Hand nahm, wenn auch noch in roher und eigen- 
nütziger Form, doch ein zündender Funke war, dazu angethan, 
allmählig bessere Zustände herbeizuführen. An diesem Funken 
entzündete sich zum Theil auch die oben geschilderte wissen- 
schaftliche Bewegung der Polizei und der ihr verwandten Eudä- 
moniephilosophie, die ja ihre Aufgabe darein setzten, die Richtlinie 
für die materielle Besserstellung der Völker zu zeichnen, wenn 
auch, wie wir ebenfalls sahen, noch in empirischer primitiver 
Form. Aber der Wurf war einmal gethan und der Anfang zu 
der socialen Reform im vorigen Jahrhundert gegeben, deren Ent- 
wicklung wir im Folgenden versuchen werden. 

Diess dürfte im Allgemeinen zur Orientirung über unsern 
Standpunkt genügen. Das Eine oder das Andere, das sich etwa 
noch beifügen Hesse, wird besser in die weitere Darstellung selbst 
eingewoben werden. Was die Abfolge und den Zusammenhang 
betrifft, in dem wir das Folgende darstellen , so werden wir zu- 
erst die Beziehung der einzelnen Probleme der Polizei, sodann 
die der Polizei selbst nach ihrem allgemeinen Charakter zu den 



1) s. Biedermann, 1. c. p. 245 ff. 
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gesellschaftlich-politischen Zuständen in der damaligen Periode 
Deutschlands untersuchen. 

A. 

Fassen wir zuerst das äussere Verhältniss der Staaten in's 
Auge, so begegnet uns im vorigen Jahrhundert die Politik des 
Gleichgewichts, eine Politik, die hauptsächlich auch in Deutschland 
von den einzelnen Staaten, insbesondere von den beiden Gross- 
staaten getrieben wurde. Die Eigenschaft Deutschlands als Eines 
Reiches stellte einem solchen Verfahren kein Hinderniss in den 
Weg; denn die Stellung des Reichsoberhauptes war im Laufe 
der Zeit auf eine blos nominelle Bedeutung herabgesunken. Die 
unmittelbare Folge dieser Politik war, dass jeder einzelne Staat 
— oder der Fürst als sein Repräsentant — jeglichen Gewinn dem 
andern abzuschneiden und den grösstmöglichen für sich zu er- 
reichen strebte und zu diesem Endzwecke alle Mittel anwandte, 
die damals hiezu geeignet schienen. Das Leben und Handeln 
hatte in dieser Zeit, bemerkt Schlosser, unter den höhern Ständen 
überhaupt nur im Egoismus eine Triebfeder ; selbst das edle Band 
der Freundschaft sollte auf der schmutzigen Basis des Eigennutzes 
ruhen, und die Tugend war »als mit der höhern Einsicht der 
obern Sphären der Gesellschaft und mit ihren Verhältnissen gänz- 
lich unvereinbar" von der Politik ausgeschlossen x ). Mit dieser 
Politik glaubte man im vorigen Jahrhundert auszureichen und 
durch Aufrechterhaltung derselben einen Zustand der Stetigkeit 
und des Friedens gewinnen zu können. Und doch gab es eine 
Periode , in welcher man die süsse Frucht des Friedens weniger 
zu genicssen bekam als das vorige Jahrhundert? Es beginnt mit 
Krieg und schliesst mit Krieg und die Mitte desselben ist ausge- 
füllt mit Krieg. Die Kriege ohne Schlachten, wie der bayerische 
Erbfolgekrieg und der Türkenkrieg im Jahre 1788, waren gleich 
verderblich; denn durch verheerende Krankheiten wurde eine 
Menschenmenge hinweggeraflt, welche durch die blutigste Schlacht 
nicht überboten worden wäre *). In dieser Zeit wüthete na- 



1) Schlosser, 1. c. Bd. I. p. 200 u. 336. 

2) Menzel, 1. c. Bd. XII a. p. 151 u. 155. 
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mcntlich der blutige siebenjährige Krieg, der die deutschen Länder 
verheerte und gegen eine halbe Million deutscher Menschenleben 
forderte. So wurde dieses angebliche Präservativmittel gegen 
den Krieg vielmehr ein Beförderungsmittel desselben. Ward nicht 
in seinein Sinne der spanische Erbfolgekrieg zum grossen Theile 
geführt? Standen nicht in seinem Interesse sich deutsche Heere 
auch im Frieden gewappnet gegenüber ? Zwar haben schon Zeit- 
genossen, wie namentlich Justi, die Nichtigkeit eines solchen Ver- 
fahrens erkannt. Dieser charakterisirt dasselbe in einer eigenen 
Schrift treffend durch die Worte: „In der Thal so lange die 
Staatsleute nach diesem System gearbeitet haben, so ist Europa 
immer aus einem blutigen und erschrecklichen Kriege in den 
andern gestürzt worden und am Ende ist immer das erfolgt, was 
man nach den Grundsätzen des Lehrgebäudes verhindern wollte." 
Insbesondere hebt er auch den Rückschlag derselben auf das 
innere Leben der Staaten hervor, die um seinetwillen nur zu 
einem faulen Frieden gelangen und genöthigt werden, einen Schatz 
aufzuhäufen, der den Kriegsbedarf wenigstens auf sechs bis acht 
Jahre zu decken vermag. Als hauptsächliche Wirkung des Ver- 
fahrens mit Rücksicht auf Deutschland bezeichnet er Neid und 
Misstrauen auch im Frieden , da jeder Staat vom andern glaube 
übervortheilt zu werden *). Nur ein Ausfluss dieser äussern Po- 
litik war für die innere Politik der Staaten in wirtschaftlicher 
Hinsicht der Merkantilismus. 

1) Gleichgewichtspolitik und merkantilistische Wirtschafts- 
politik greifen in ihren Wirkungen aufs Engste in einander, wie 
denn auch beide in demselben Endzweck zusammentreffen, der 
eben in der Erreichung des grösstmöglichen Gewinnes überhaupt 
besteht, und während Justi über jene den Stab bricht, so begeht 
er auf der andern Seite die Inconsequenz , diese als den Weg, 
der zum Wohlstand führe, den Regenten in seinen verschiedenen 
Schriften zu empfehlen. Denn nach der Gleichgewichtstheorie 
sah man jeglichen Vorlheil, welcher dem Nachbar zufloss, als 
eigenen Schaden an, mochte dieser Zuwachs in neuen Länderer- 



1) Justi, die Chimäre des Gleichgewichts von Europa, (1758) p. 10. 
11. 13. 
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Werbungen oder in einem volkswirtschaftlichen oder sonst einem 
Gewinn bestehen, ein Grundsatz, welcher den grössern Regenten 
des Jahrhunderts bei Ergreifung ihrer Maassregeln ganz ausdrück- 
lich vor Augen schwebte. Der Umstand , dass England durch 
Befolgung des Merkantilismus seinen Reichthum und den Rang 
einer Weltmacht erworben hatte, trug viel dazu bei, den Glauben 
an seine Wahrheit unerschütterlich zu befestigen, und die andern 
Völker glaubten, es den Engländern nur nachthtm zu dürfen, um 
ebenso zu Macht und Reichthum zu gelangen. Friedrich Wilhelm I. 
von Preussen strebte ganz im Geiste des Merkantilismus, seinen 
Schatz bis zu der möglichsten Höhe zu steigern. Auch in den 
österreichischen Ländern stand dasselbe Verfahren in voller Blüthe; 
Justi führt in der Zueignung seiner „Staatswirthschaft" an Maria 
Theresia, worin dasselbe eine systematische Behandlung erfuhr, an, 
seine Lehre im Wesentlichen von der in Oesterreich bestehenden 
Verwaltung abstrahirt zu haben. Nicht minder huldigten die kleinern 
Staaten diesen Grundsätzen, und wenn ihnen auch eine erfolg- 
reiche Theilnahme an den grossen Weithändeln versagt war, so 
konnten sie doch ihren Schatz zu einer angemessenen Höhe 
steigern und den Ausfluss des Geldes aus dem Lande verbieten. 

— Friedrich der Grosse lernte den Werth des Geldes gleich 
beim Beginne seiner Regierung in seinen Feldzügen kennen ; der 
von seinem Vater aufgespeicherte Schatz hatte ihm treffliche 
Dienste geleistet, und so gelangte auch er zur Ueberzeugung; 
dass das Geld, wenn auch nicht der einzige Reichthum, so doch 
das geeignetste Mittel zur Durchführung seiner Plane sei x ). 
Demgemäss liegt der Mehrzahl seiner Verordnungen der Gedanke 
zu Grunde, zu verhindern, dass das Geld nicht ferner 
aus dem Lande gehe 2 ). Joseph II. nahm sich Friedrich 
zum Muster und handhabte den Merkantilismus nach seiner ein- 
seitigen Wertschätzung des Geldes mit der rücksichtslosesten 
Strenge. Sogar die Einfuhr der Häringe war verboten, dagegen 

— von demselben Gesichtspunkte aus — der Nachdruck erlaubt. 
Ueberhaupt hielt Joseph dieses Verfahren „für ein ebenso untrtig- 



1) s. Dohm« Denkwürdigkeiten meiner Zeit. Bd. IV. p. 501. 

2) s. Schlosser I. c. Bd. HI. p. 340. Biedermann p. 280. 
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liches Mittel der materiellen Wohlfahrt seiner Unterthanen und 
handhabte es mit gleichem Eifer durch Handelscontrole und 
Waarenverbote zu Gunsten der vermeintlichen Förderung der 
Industrie und des Geldreichthums , wie seine kirchgläubigen Vor- 
fahren durch den Ausschluss fremder Religionen für das Seelen- 
heil ihrer Völker sorgen zu müssen geglaubt hatten" *). Wenn 
er auch persönlich dem Physiokr atismus gewogen war, so wurde 
derselbe doch als nicht so unmittelbar zum Zwecke führend dem 
Merkantilismus untergeordnet und nur so weit gepflegt, als es 
dieses Verhältniss gestattete *). 

2) Aus der dem Merkantilismus eigenthümlichen übermässigen 
Wertschätzung des Geldes ergab sich von selbst die allgemeine 
Maxime für eine Regierung, den Ausfluss des Geldes in das Aus- 
land zu verhindern und den Einfluss fremden Geldes in das ei- 
gene Land zu befördern, aus der sich, sofort die weitern ent- 
wickelten. Im Allgemeinen lassen sich diese darauf zurückführen, 
dass das gedachte System nicht bloss Befriedigung der Bedürf- 
nisse des Landes durch einheimische Production , sondern auch 
noch einen Ueberschuss von Fabrikaten zum Absatz an das Aus- 
land forderte, was bei der damals herrschenden Ansicht von den 
Productivfactoren zu einer vorwiegenden Begünstigung der Fabri- 
ken und Manufacturen führte. Zwar verloren die Deutschen 
die Wichtigkeit und Bedeutung des Landbaues, der natürlichen 
Basis aller volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwick- 
lung, der conditio sine qua non eines soliden und dauernden 
Wohlstandes, nicht ganz aus den Augen und schenkten ihm ins- 
besondere in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts grössere Be- 
achtung. Friedrich II. sah in demselben das sicherste Mittel zur 
Unabhängigkeit eines Landes und that demgemass „Alles, was 
zur Erweiterung und Vervollkommnung des Landbaues im wei- 
testen Umfange des Wortes gereichte. Ueberhaupt hatte Friedrich 
sehr viel Sinn für Landwirtschaft , aber seine Ideen und Plane 
wurden von Denen, die sie ausführen sollten, oft missverstanden, 
manche davon aus Unwissenheit für unausführbar gehalten und 



1) Menzel, 1. c. Bd. XII a p. 348. 

2) Heeren, eiirop. Staatensystem, Bd. II. p. 89. 
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desshalb nur als Laune des grossen Monarchen betrachtet , über 
deren Ausführung man sich gar wohl erlaubte, ihm ein Blend- 
werk vorzumachen" *). Allein ungeachtet seiner Neigung zum 
und seiner hohen Meinung vom Ackerbau standen doch seine 
diessfallsigen Bemühungen in keinem Verhältniss zu denen, welche 
er dein Fabrikwesen zu Theil werden Hess. Ja eines Theils 
wurde die Landwirtschaft nur desswegen mit Opfern von Staats- 
wegen unterstützt, um selbst wieder ein Mittel für das letztere 
zu sein, wie diess der Fall mit der spanischen Schaafzucht und 
der Seidenbau bezeugt 2 ). Seine Hauptsorge war und blieb auf 
Beförderung der Manufakturen und Fabriken gerichtet, die ja auch 
(scheinbar) das unmittelbarste Mittel zur Erreichung seines Zwecks 
waren, während die Landwirthschaft in mehr mittelbarer Weise 
nur eine gediegene Basis dazu gab. Friedrich wollte nicht nur 
alle Bedürfnisse seines Landes durch nationale Arbeit decken, 
sondern auch durch einen Ueberschuss an Fabrikaten „fremdes 
Geld in sein Land" ziehen. Daher suchte er seine Unterthanen 
auf jede Weise , besonders durch Belohnungen , Freiheiten und 
Vorschüsse zu ermuntern, um in jeder Art von Industrie den Aus- 
ländern gleichzukommen und sie wo möglich zu übertreffen, auch 
Monopole erhielten Einzelne, überhaupt wurde kein Vorschub zur 
Erweckung nützlicher Thatigkeit gespart. Den Verkauf fremder 
Fabrikate traf entweder gänzliches Verbot oder Belegung mit 
hohen Abgaben. Auf der Anwendung dieser beiden Grundsätze, 
der möglichsten Beförderung der Landesindustrie und des Ver- 
botes der Einfuhr fremder Waaren, bemerkt Dohm 3 ), beruhen 
fast alle Verordnungen, die Friedrich zur Aufnahme seiner künst- 
lichen Industrie erlassen hat; diese Grundsätze sind aber, setzt 
er sogleich hinzu, wenigstens, wenn sie mit der Strenge und der 
Ausdehnung, die Friedrich wollte, durchgeführt werden, wider die 
Natur, welche nicht will, dass ein Land sich von allen anderen 
unabhängig mache, sondern dass alle durch gegenseitige Befrie- 
digung ihrer Bedürfnisse und Austausch ihrer Produktionen in 



1) Dohm, 1. c. Bd. IV. p. 396 f. 

2) Preuss, Friedrich der Gr. Bd. I. p. 448. Bd. HI. p. 59. 

3) 1. c. Bd. IV. p. 418 f. 
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freundliche Verhältnisse mit einander gebracht werden. Dieser 
Absicht kann nicht ohne Nachtheil entgegengehandelt werden, und 
Friedrich hat dadurch, dass er es versuchte, seinem Lande uner- 
messlichen Schaden zugefügt *)• Es liegt diess in der Natur der 
Sache ; das Gebäude Friedrichs II. war ohne Grund , der Wohl- 
stand, ,den er durch solches Verfahren zu erzeugen hoffte, war 
eine erkünstelte Treibhauspflanze. Seine hieher bezüglichen Ver- 
ordnungen brachten nur den einzelnen begünstigten Familien, 
nicht aber dein gesammten Gemeinwesen Vortheil, die Rechte 
des verzehrenden Publikums wurden vielmehr ungebührend ein- 
geengt und bisweilen mit Füssen getreten. Die ganze wirth- 
schaftliche Gestalt der Erde ist ein hinlänglicher Beweis für die 
Zusammengehörigkeit der einzelnen Länder, welcher Ordnung sich 
diese so wenig als der einzelne Mensch ohne Schaden entziehen 
können ; und nur wenn sich diese Wahrheit überall im Leben 
Anerkennung verschafft hat, wird auch der Endzweck aller Wirth- 
schaft, leichtere Bezwingung der Aussenwelt zum Dienste der 
ethischen Zwecke des Menschen, vollkommen erreicht werden. 

Den gleichen Zuständen begegnen wir in den habsburgischen 
Ländern; selbst wenn sie nicht schon früher bestanden hätten, 
so wären sie durch die immer gespanntere Stellung, in welche 
Oesterreich zu Preussen gerieth, unausbleiblich hervorgerufen 
worden. Aus Justi's „Staatsw^scnan" geht hervor, wie auch 
hier mit grossen Begünstigungen und Opfern von Staatswegen 
die nationale Produktion und Fabrikation emporgehoben wurde. 
Maria Theresia lenkte zwar das Augenmerk wieder auf die Land- 
wirtschaft; durch Vereinzelung der zu grossen Staatsdomänen 
in kleinere Bauerngüter gab sie „ein wichtiges Beispiel einer 
weisen Staatswirthschaft" ; bemüht, die Lage des Landmannes zu 
verbessern, milderte sie die Leibeigenschaft und machte feste Be- 



t) üohm, 1. c. Bd. IV. p 421 f. In diesem Sinne konnte der Geschicht- 
schreiber Friedrichs sagen: „Friedrichs ganze Regierung ist das Kunstwerk 
einer einzigen Herrscheridee — und dieses ist wie aus Einem Gusse zu 
Tage gefördert. Merkantilsystem, Monopole, Söldnerheer, Feudal- und 
Zunftprivilegien, Bann- und Zwangsrechte, Hörigkeit und Erbunter- 
thänigkeit waren Früchte desselben Baumes; darum konnten sie nur in 
derselben Zeit reifen und abfallen." Preuss, 1. c. Bd. III. p. 94. 
Zeitschr. f. Staatsw. 1861. II. Heft. 22 
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Stimmungen über das, was der Bauer dem Grundherrn schuldig 
war '). Joseph IL huldigte zwar den physiokratischen Grundsätzen; 
in welchem Maasse dieselben aber in die Praxis übergingen, das 
bezeugt seine Geschichte. Das Fabrik- und Manufacturwesen war 
immer in einer bevorzugteren Stellung wie in Preussen, nament- 
lich seitdem die Wirksamkeit des Staatswirthschaftslehrers Sonnen- 
fels beginnt. Schon nach dessen oberstem Grundsatz, dass die 
Bevölkerung die einzige Quelle des Wohlstandes sei, aus welcher 
alle übrigen Güter, äussere und innere Sicherheit, Cultur u. s. w. 
von selbst hervorgehen, musste diesem Zweige ein unbedingter 
Vorzug eingeräumt werden; denn die Wahrheit, dass die Land- 
bevölkerung hinsichtlich der Volksmehrung die meiste produktive 
Kraft besitze, lag damals noch tief im Dunkeln. — Von den 
übrigen Staaten verdienen insbesondere noch Baiern erwähnt zu 
werden, in welchem zu Folge des Merkantilismus ungeheure 
Summen vom Staate aufgewendet wurden , um das Bedürfniss an 
Waaren im eigenen Lande verfertigen zu lassen. »Um die Fa- 
briken und Manufakturen des Staates zu befördern, plagte man 
den unglücklichen Bürger und Landmann durch Beschränkung der 
Einfuhr und des inneren Verkehrs" 2 ). Auch in Mainz unter 
L. Fr. von Schönborn und namentlich in Erfurt unter dessen 
Statthalter, dem Grafen von Boineburg, stand dieses System schon 
in der ersten Hälfte des Jahrhunderts in vollster Blüthe : Anlegung 
von Fabriken auf Staatskosten, Verbot der Einfuhr von Waaren, 
der Ausfuhr roher oder bloss halbverarbeiteter Materialien, Be- 
günstigung der Fabrikanten u. s. w. 3 ). Der Physiokratismus 
wurde allein in Baden unter dem Markgrafen Karl Friedrich prac- 
tisch durchgeführt *). 

Werfen wir von diesem Resultate aus einen vergleichenden 
Blick auf die Polizeiwissenschaft des Jahrhunderts nach ihrer 
wirthschaftlichen Seite, so werden wir im Wesentlichen eine nahe 
Verwandtschaft derselben mit den bestehenden Zuständen finden, der 
Auffassung der Wirthschaftspolizei nämlich in dem ersten Stadium 



1) Dohm, 1. c. Bd. I. 386 f. 

2) Schlosser, 1. c. Bd. II. p. 240. 

3) Menzel, 1. c. Bd. X. p. 89 f. 

4) Wachsmuth, Zeitalter der Revolution, Einleitung. 
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der Wissenschaft, wo sie durchweg mehr oder weniger durch 
die merkantilistischen Grundsätze bestimmt war. Die Polizei- 
wissenschaft unterstützte somit die Regierungen in ihrem 
Verfahren, und so lange die Lehre über den wahren Reich- 
thum und wahren Wohlstand noch nicht aufgehellt war, konnte 
es auch wohl nicht anders sein. So lange das Geld als der 
Hauptbestandtheil alles Reichthums angesehen wurde, galt es 
eben, auf jede Art seinen Ausfluss aus dem Lande zu verhindern 
und seinen Einfluss in das Land zu befördern. Als die Mittel 
hiezu galten aber eigene Fabriken und Manufakturen und diese 
emporzubringen, darin sah die Wirthschaftspolizei eine wesentliche 
Pflicht und einen wesentlichen Nutzen für den Staat. Solches 
war aber bei der damals noch unentwickelten Selbstthätigkeit der 
Bürger ohne Opfer für den Staat nicht möglich; er musste ent- 
weder selbst solche Anstalten gründen oder die Unternehmer 
mit Freiheiten, Vortheilen , Geldvorschüssen, Prämien u. s. w. 
unterstützen. Denn , sagt Justi *") , eine Regierung, welche sich 
die Hoffnung machte, solches ohne alle Kosten zu erreichen, 
„würde eine sehr eitle Erwartung haben, wenn nicht das Land 
vor allen andern Staaten überaus grosse Vorzüge hätte." Aus 
derselben Absicht entspringt die Sorge der Regierung für das 
dem Fabrikwesen nothwendige Rohmaterial, wesshalb die Staats- 
polizei die Landwirthschaft so zu lenken hat, dass wo nur immer 
möglich alle Materialien im eigenen Lande gewonnen werden, 
was mit denselben Mitteln, wie die Hebung der Manufakturen, 
erreicht wird 2 ). Ueberhaupt zeigen die Polizeischriften das Be- 
streben, die Fabriken des eigenen Landes gegen das Ausland 
sicher zu stellen. Sonnenfels hat in dieser Beziehung das gleiche 
Ziel vor Augen wie Justi; nur will er zur Erreichung desselben 
mildere und naturgemässere Mittel angewendet wissen. Denn es 
ist keine Ursache vorhanden, warum der Regent, welcher allen 
Bürgern zu gleichem Schutze verpflichtet ist, den einen vor den 
audern einen Vorzug einräumen sollte", was eine jede Befreiung, 
jedes Monopol u. drgl. ist. Desshalb fordert er zu Beförderung 



1) Justi, Grundfeste Bd. I. 446 ff. 

2) Justi, Grundfeste, Bd. I. 465 ff. 
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und Erleichterung des Entstehens der Fabriken hauptsächlich die 
Gründung von Unternehmungsfonds in Vorschuss, baarem Gelde, 
Materialverlag und in Versicherung der Abnahme der verfertigten 
Waaren bestehend *). Selbst als sich der Gedanke Bahn ge- 
brochen, dass „ein Volk auch ohne Gold und Silber sehr reich 
sein kann", finden sich noch die gleichen Tendenzen. Denn nach 
dem jetzt sich einbürgernden obersten staatlichen Grundsatz, in 
allen und jeden Beziehungen vom Auslande unabhängig zu sein, 
muss das eigene Land nicht nur alle Rohstoffe selbst erzeugen, 
sondern müssen auch die Fabriken und Manufakturen durch Prä- 
mien unterstützt werden, damit sie nach allen Richtungen zur 
Sicherung und Befestigung der Unabhängigkeit des Staates vom 
Auslande beilragen 2 ). 

Fragen wir mit Berücksichtigung der Culturverhältnisse nach 
der Berechtigung der angefühlten Stellung des Staates zum Fa- 
brik- und Manufacturwesen , so wird man diese bei der damals 
immerhin noch schwachen Selbsttätigkeit und dem geringen 
Unternehmungsgeist der bürgerlichen Classen einerseits und der 
Ueberflügelung des Auslandes in diesem Zweige andererseits nicht 
in Abrede ziehen dürfen. Die Verhinderung des Geldabflusses 
in's Ausland und die Herbeiziehung fremden Geldes war nach 
dieser Seite vollkommen gerechtfertigt, soweit es galt, eine natio- 
nale Industrie in's Leben zu rufen und sie zu einer der auslän- 
dischen ebenbürtigen Stellung heranzuziehen. Diess war in der 
damaligen Zeit ohne eine Begünstigung der Fabriken und eben 
damit ohne einige Beeinträchtigung des consumirenden Publikums 
nicht möglich, wenn wir anders nicht auf eine eigene Industrie 
verzichten wollten. Wie stände es heute mit unserer nationalen 
Arbeit, wenn sie von den Vorfahren nicht mit so ausserordent- 
lichen Mitteln geweckt und gehegt worden wäre ? Jedes hier neuauf- 
tauchende Leben wäre vom Auslande im Keime erstickt worden. 
Die Privilegien und Monopole trugen eine Berechtigung in den 
Zeitverhältnissen ; dass sie freilich in der Praxis diese überdauer- 



1) Sonnenfels, Grundsätze der Polizei u. s. w. Bd. II. p. 164. 171.275. 

2) Pfeiffer, natürliche etc. Polizeiwissenschaft Bd. I. p. 203. 212. 227. 
vgl. Rössig Polizeiwiss. p. 444. 461. Jung, Staatspolizeiwiss. § 1178. 
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ten, als wären sie durch Verjährung zu einem bleibenden Rechte 
geworden, war ein Missstand, und dass diese staatliche Industrie- 
zucht für ein vermeintliches Staalsinteresse ausgebeutet und als 
ein Mittel zur Realisirung des militärisch-finanziellen Staatszweckes 
benutzt wurde, war eine Ueberschreitung, der man seine Billigung 
in keiner Weise verleihen kann und gegen welche die spätem 
Schriftsteller heftig in die Schranken traten '). Wenn aber auf 
der andern Seite Jung das Heil in einer »vollkommenen Gewinn- 
und Gewerbfreiheit« sieht und Berg in gleicher Weise die deut- 
sche Arbeit nicht bloss von aller Unterstützung, sondern auch von 
allen Schranken enlblösst, so ist das für jene Zeit ebenso eine 
Ausschreitung, wie die Monopole und Privilegien ein Zurückbleiben 
hinter der naturgemässen Entwickelung ; denn damit, dass man 
nur „für Wohlfeilheit, Güte, Schönheit und Mannigfaltigkeit der 
Waaren sorgt und dann jeden frei handeln und wandeln lässt, 
wie er will, alle Ein- und Ausgangsrechte und Auflagen ausser 
den billigen Zöllen und Wegegeldern aufhebt«, wie Jung will, 
war jedenfalls der rechte Weg noch nicht gefunden. Er strebt 
damit zwar dem Ideal einer Volkswirthschaft nach, aber dieses 
passte eben weder für seine Zeit noch für das Land, für welches 
er sein Werk zunächst schrieb 2 ). Indessen ist diese Freiheit 
doch nicht in vollem Umfange zu nehmen; Jung räumt selbst 
wieder die Unterstützung einer bestimmten Classe von Fabriken, 
ja in einem gewissen Sinne sogar Monopole ein 3 ). 

3) Von den weitgreifendsten Folgen war das den staats- 
wirthschaftlichen Bestrebungen des Jahrhunderts zum Vorbild 
dienende Merkanlilsystem hinsichtlich des Handels. Bei dem all- 
gemeinen Streben, Geld vom Auslande zu erhalten und den Ab- 
fluss des Geldes ausser Lands zu verhindern, war nichts natür- 
licher als das Verbot oder die höchste Erschwerung der Einfuhr 
von Fabrikaten und der Ausfuhr von Rohprodukten, geduldet war 
die Einfuhr roher Materialien, erstrebt wurde die Ausfuhr fertiger 
Waaren. Hierauf zielte die Art und Weise des Industriebetriebs 



1) Pfeiffer. 1. c. Bd. I. p. 10. 36. 

2) Jung, Staatspolizeiwissenschaft §§ 1270 ff. 

3) Ibid. §§ 1123, 1147 ff. 
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unmittelbar ab; ja dieser ward in gewissem Sinne nur als ein 
Mittel des Handels betrachtet, und in der Handelspolitik traten 
somit die Consequenzen jenes Systems recht unmittelbar und klar 
zu Tage, — das denn auch nach dieser Seite den bezeichnenden 
Namen „Sperrsystem" erhielt. Denn es ist nur eine notwendige 
Folge desselben, wenn uns Deutschland in dieser Zeit eine Be- 
lästigung des Handels mit Zöllen aller Art aufweist; und das 
worin Justi, Sonnenfels und Andere Anfangs einen Schutz der 
nationalen Arbeit erblickten, musste in dem dreihunderttheiligen 
Deutschland das grösste Hemmniss für die Entwicklung des Handels 
werden, und was in seinem Ursprung und gemäss seiner Absicht 
„Vernunft und Wohlthat" war, wurde in seinen Folgen „Unsinn 
und Plage." Denn Deutschland schützte sich nicht bloss gegen 
das Ausland, sondern die einzelnen Staaten selbst errichteten 
gegen einander Schranken des Händeis. In diesem Sinne zählt 
Pfeiffer „das verderbte Zoll-, Maut- und Accisesystem" unter die 
allgemeinen Gebrechen des bürgerlichen Regiments in Deutsch- 
land *). Die Polizeischriftsteller , ausser dem angeführten Jung 
und Berg, fordern daher Entfernung dieser Hindernisse des Han- 
dels, Freiheit desselben, nicht aber eine eigentliche Leitung, die 
in wahrem Sinne eine Handelsunterdrückung sei. Allein die Re- 
genten waren nicht geneigt, von der bisherigen Bahn abzuweichen, 
um so weniger, da ihre äussere Politik, welcher in absoluten 
Monarchieen die innere meist zur blossen Folie dient, sie zum Be- 
harren auf derselben bestärkte. Die äussere Politik gebot aber 
stete Steigerung der Staatseinkünfte zur Unterhaltung der Heere, 
und seitdem in Preussen dieser Zweck durch die genannten Mittel 
unter Friedrich fl. in so hohem Grade (momentan) erreicht worden 
war, war an eine Aenderung hierin nicht mehr zu denken, im 
Gegentheil führte auch Kaiser Joseph das System mit eiserner 
Strenge durch. Die Unterhaltung der Armeen in Oesterreich ver- 
schlang in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts ein Drittel der 
Staatseinnahmen, in Preussen unter Friedrich Wilhelm I. nahezu 
sechs Siebentel und wohl ebensoviel unter seinem grossen Sohne. 
Die Mittel zur Deckung dieser Kosten sollten aber nicht etwa 



1) Pfeiffer, I. c. Bd. II. p. 24. 
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auf langsamem und gediegenem , sondern auf schnellem Wege 
beschaffen werden, wozu sich in den Augen der Fürsten eben 
der nach merkantilistischen Grundsätzen betriebene Handel am 
geeignetsten darstellte. Das ausgedehnte Zollwesen war eine 
ergiebige Einnahmequelle für den Fiscus, die nationale Industrie- 
zucht ein Mittel für die militärischen und finanziellen Zwecke. 
Daher suchte man durch ungeheure Anstrengung für die einhei- 
mische Betriebsamkeit den auswärtigen Handel zu beleben, wäh- 
rend man zu gleicher Zeit allen Handel von Aussen nach Innen 
gänzlich verbot, oder möglichst erschwerte, nicht bedenkend, dass 
durch Verallgemeinerung dieses Systems, wornach jede Regierung 
im Handel Reichthum erwerben wollte, eigentlich auf Vernichtung 
des Handels hingearbeitet wurde. Denn jede suchte nur zu ver- 
kaufen und wollte die anderen kaufen lassen, jede trachtete, nach 
grosser Einnahme und floh jede Ausgabe ; im Lande selbst mochte 
man dann schlecht oder theuer kaufen, wenn nur das Geld in 
den Grenzen des Staates blieb *). Solchen Verhältnissen gegen- 
über nannte Berg die damalige Industriezucht mit Recht »ein 
Treibhausgewächs, schnell vorübergehend, ohne Kraft und Dauer« 
und die Handelsleitung bei der »höchsten Beschwerung der deut- 
schen Nation und des heiligen römischen Reiches mit Zöllen« 
eine Handelsunterdrückung *). 

Allein so ganz und gar war dieses Verfahren nicht aus der 
Wissenschaft der Polizei entfernt. Abgesehen von den Anhängern 
des Merkantilismus finden sich anstreifende Gedanken auch bei 
den Schriftstellern, die sonst gegen jene Lehre heftig Opposition 
machen. Wenn sie zwar die Ein- und Ausfuhrverbote und die 
Übermässigen Zölle weggeräumt wissen wollen, so weisen sie da- 
gegen der Industrie und dem Handel durch völlige Trennung 
derselben von andern Ländern doch eine unrichtige Stellung an; 
sie verwechseln politische und merkantilische Unabhängigkeit und 
schaffen eine Isolirung, der zu Folge jeder Staat sich selbst ge- 
nug sein, nicht kaufen, sondern nur verkaufen sollte. Hier tritt 
somit das ein, was Dohm Friedrich dem Grossen zum Vorwurf 



1) Heeren, 1. c. Bd. I. p. 205 f. 

2) Berg, Handbuch des d. Polizeirecht« Bd. III, p. 500. 
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machte, eine gänzliche, aber unnatürliche Unabhängigkeit eines 
Landes, statt eines freundlichen Verhältnisses aller Länder zur 
gegenseitigen Befriedigung ihrer Bedürfnisse und zum Austausch 
ihrer Productionen *). Dieses ist, wie schon angedeutet, der Fall 
bei denjenigen Schriftstellern, deren oberster Grundsatz auch hin- 
sichtlich der polizeilichen Thätigkeit des Staates ist: denselben 
auf jegliche Weise vom Auslande unabhängig zu stellen 2 ). Hier 
tritt eben die eigenthümliche Erscheinung ein, dass diese Männer 
zwar die praktischen Maximen des Merkantilismus verwerfen, auf 
der andern Seite aber eine Lehre aufstellen, die nothwendig 
wieder zu denselben hinführt. Wenn es auch gestattet sein mag, 
einen solchen volkswirtschaftlichen Grundsatz für ein grosses 
Land mit natürlichen Grenzen und selbständiger äusserer Politik 
gelten zu lassen, so war er doch nichts weniger als geeignet 
für ein Reich, das ein Complex einzelner souveräner Staaten war : 
hier war ein solches Isolirungssystem geradezu ein MissgrifT, der 
nur zum Nachtheil des Ganzen ausschlagen konnte. In dieser 
Beziehung hätten die Schriftsteller besser gelhan, auf einen volks- 
wirtschaftlichen Verein hinzuarbeiten und darauf hinzuwirken, 
dass die deutschen Staaten sich als ein von Natur zusammenge- 
höriges Ganze betrachteten , statt dass sie die Grenzen gegen 
einander wie gegen Feindesland verschlossen. 

Da sonach die staatswirthschaftlichen Bestrebungen in Deutsch- 
land im Ganzen auf einer einseitigen, zum Theil verkehrten Gründ- 
lage ruhten, so kann es uns nicht wundern, wenn das eingehaltene 
Verfahren die erwartete Wirkung des Geldgewinnes nicht her- 
vorbrachte, ganz ebenso wie auch die Gleich gewichtspolitik das 
entgegengesetzte, Resultat zur Folge hatte. Dasselbe hinderte 
vor Allem das Aufkommen einer soliden Ausbildung und Benutzung 
der Volkskraft, und der noch mangelhafte Zustand statistischer 



1) Dohm, I. c. ßd. IV. p. 421. 

2) Hieher gehört nicht bloss Pfeiffer, der diesen Grundsatz ausdrück- 
lich aufstellte (Bd. I. p. 202), sondern auch Jung und namentlich Rössig, 
welche die Landwirtschaft schlechthin in Abhängigkeit von dem Fabrik- 
wesen setzen, anstatt dieses durch jene bedingt sein zu lassen, der ihre 
Grenze ja schon von der Natur eines jeden einzelnen Landes angewiesen 
ist. s. Rössig 1. c. p. 444, 401. Schlosser 1. c. Bd. II. p. 240. 
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Kenntnisse Hess die Regierungen auf ihrem Wege beharren und 
vermehrte bei der Unkenntniss des Erfolges des beobachteten 
Systems das Uebel. Allerdings war die Gesammtausfuhr aus 
Deutschland bedeutend; allein noch grösser war wegen der ein- 
seitigen Pflege der Nationalkraft das Bedürfniss der Einfuhr, und 
so kam es, dass vom Jahre 1700 bis 1790 ein Ueberschuss von 
550 Millionen, also von jährlichen 6 Millionen ausser Landes 
ging, ein für damals ungeheures Deficit, das nur durch die Sub- 
sidiengelder, die das Ausland an deutsche Fürsten bezahlte, und 
durch den Verkauf von Soldaten eine theilweise Ausgleichung 
fand. So hatten einige wenige Staaten vielleicht Vortheil, — 
das Ganze aber verfehlte den Zweck. 

4) Bei dem allgemeinen Streben nach wirtschaftlichem 
Emporkommen musste sich die Bedeutung der Verkehrsanstalten 
naturgemäss steigern. Daher sehen wir die Polizeischriftsteller 
muthig ihre Lanze für diesen Gegenstand einlegen, als der noth- 
wendigen Bedingung einer schnellen und angemessenen Güter- 
circulation , und zwar betrachten sie diese nicht als ergiebige 
Quelle der Einkünfte des Staates, welche nicht Haupt-, sondern 
nur ein Nebenzweck sein können , vielmehr als Einrichtungen 
für die öffentliche Bequemlichkeit des gemeinen Wesens 1 ). In 
diesem Sinne fordern sie Herstellung von Landstrassen, Kanälen, 
Verbesserung des Postwesens u. s. w. Allein wenn auch einige 
Fürsten, namentlich Kaiser Karl VI., die Kaiserin-Königin, Joseph II. 
und Friedrich der Gr. sich eifrig dieser Angelegenheit in ihren 
Ländern annahmen, so geschah doch für das ganze Deutschland 
wenig z ). Zwar befassten sich auch die Kaiser als solche damit ; 
aber da ihre Machtvollkommenheit sich nur auf die Ahndung der 
Vernachlässigung der gewöhnlichen Wegeverbesserungen erstreckte, 
so lag die Sache doch zuletzt in den Händen der einzelnen 
Landesherrn, die eben für ihre Länder den Befehlen theils nach- 
kamen, iheils auch nicht. Die Entstehung gemeinsamer Anstalten 
für das ganze Reich verhinderte der Partikularismus der einzelnen 
Staaten s ). Ebenso blieben die Forderungen der Polizeischrift- 



1) Justi, Grundfeste Bd. I. 368. Pfeiffer I, 256. Berg III, 557. 

2) Pfeiffer, Bd I, 254. 

3) Berg 1. c. Bd. III. p. 545 f. Pfeiffer ibid. 
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steller, die Verkehrsmittel vom volkswirtschaftlichen Standpunkte 
aus zu betrachten, zum grössten Theil unerfüllt ; dazu erhob sich die 
Praxis nicht, im Gegentheil war sie bemüht, den finanziellen Ge- 
winn aus denselben bisweilen möglichst zu steigern ')• 

Indessen wird man sich hüten müssen, dem in unserer Zeit 
geläufigen über das Verkehrswesen im vorigen Jahrhundert gänzlich 
absprechenden Urtheil zu folgen oder dasselbe ohne Weiteres auf 
alle einzelnen Staaten des deutschen Reiches in gleicher Weise 
zu übertragen. Wäre dem so gewesen, so würden wir nicht bei 
Männern, die sich berufsmässig mit diesem Gegenstande beschäf- 
tigten, und die in dieser Beziehung keineswegs von optimistischen 
Gesinnungen beseelt waren, über die oben genannten Länder ein 
theilweise günstiges Urtheil finden. Freilich wollte man unsere 
heutigen Verkehrsanstalten als Maassstab der ßeurtheilung zu 
Grunde legen, dann würden auch die bestbestellten Staaten einer 
solchen Vergleichung nicht Stand halten. Allein es ist auch nicht 
Aufgabe eines Geschichtschreibers, den Nachweis zu liefern, wie 
eine frühere Zeit hinter der gegenwärtigen zurückstand, und dass 
Etwas in ihr hätte anders sein können, sondern dass es so sein 
und so kommen musste 2 ). 

5) Eine sehr wichtige Rolle spielte im vorigen Jahrhundert 
das Problem der Bevölkerung. Die deutschen Staaten fingen 
überhaupt erst damals an, diesem Gegenstande ihre Aufmerksamkeit 
zu widmen 8 ). Das Jahrhundert unterscheidet sich hierin vor- 
theilhaft von der frühern Zeit, in welcher man diese Dinge ein- 
fach dem natürlichen Gange überliess, ohne den Hindernissen und 
Hemmnissen der Natur einen wirksamen Widerstand entgegen- 
zustellen und ihr fördernd nachzuhelfen; denn abgesehen von der 
blossen Steigerung der physischen Stärke der Staaten, die durch 
den Zuwachs von Menschen gewonnen wurde, lag in der dadurch 
bedingten Thätigkeit des Staates zugleich eine Besserung der 
materiellen Lage der Unterthanen mit inbegriffen, weil eben diese 
das Mittel zu jenem Zwecke war. Schon Wolf sieht in der Sorge 



1) Biedermann 1. e. p. 320 f. 

2) s. hiezu Biedermann I. c. Bd. I. p. 382. 

3) Biedermann, ibid. p. 273—276. 283. 
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für hinreichende und angemessene Bevölkerung die erste staat- 
liche Funktion. Nicht weniger Wichtigkeit legten derselben die 
Lehrer der Polizeiwissenschaft bei ; ja schliesslich sah man in ihr 
den absoluten untrüglichen Maassstab für Berechnung der Zu- 
träglichkeit einer Regierungsmaassregel und betrachtete sie — 
in ihrem Steigen — überhaupt als Quelle des Wohlstandes, und 
zwar nicht allein in Hinsicht auf die dadurch ermöglichte grössere 
Sicherheit nach Aussen, sondern auch auf die Wohlfahrt nach 
Innen , da eine grössere Menge von Leuten die Nationalkraft 
besser und vollkommener zu benutzen vermöge als eine kleine. 
Sonnenfels hatte hierin, wie wir oben sahen, bereits in Justi 
einen' Vorgänger in seiner Bevölkerungslehre und unterscheidet 
sich von diesem nur durch die systematischere Zusammenfassung 
und consequentere Durchführung des Gedankens. Wenn »die 
Bevölkerung und die Cultur in einem genauen Verhältniss mit 
einander zunehmen«, wenn die Grösse der Bevölkerung das Haupt- 
moment in Ansehung der „Glückseligkeit des Staates" ist, so 
galt es nur mehr, mit Sonnenfels die praktische Anwendung von 
dieser Theorie zu machen. Die gleiche Anschauung theilt auch 
Jung in seiner Lehre, dass »das allgemeine Beste in der Summe 
des einzelnen Besten besteht« und daher mit der Zahl der Be- 
wohner des Staates in stetiger Proportion wächst. „Die zweck- 
mässige Bevölkerung" ist für ihn überhaupt dasjenige, worauf 
nach ihm in der Polizei Alles abzielt x ). Nach Pfeiffer soll zur 
Verstärkung der Bevölkerung sogar eine bedeutende Consumtion 
der Landesprodukte dienen 2 ). Man kann mit grossem Rechte 
sagen, dass nächst dem Merkantilismus das Problem der Bevöl- 
kerung der eigentliche Cenlralpunkt war, von dem aus die Auf- 
fassung der Polizei und die Durchführung in ihren einzelnen 
Theilen bestimmt wurde. Justi, Sonnenfels, Pfeiffer, Jung, selbst 
noch einigermaassen Berg 3 ) stützen sich bei Begründung von 
polizeilichen Maassregeln gewöhnlich auf deren Einfluss bezüglich 
der Bevölkerung. Ja diese Grundanschauung überwiegt die erstere 



1) Staatspolizeiwissenschaft §§ 11 f. 146 1004 f. 1117 ff. 1160. 

2) Pfeiffer, 1. c. Bd. I. p. 267. 

3) Berg, 1. c. Bd. II. p. 61. 
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noch beinahe an Einfluss , jedenfalls in Betreff der Zeitdauer. — 
Man wollte darin, dass diese Männer ohne Beachtung der Ueber- 
völkcrung nur von einer Vermehrung derselben sprechen, eine 
Einseitigkeit erkennen. Allein wohl mit Unrecht nach dem Be- 
sultate der statistischen Untersuchungen von Wappäus und Engel, 
welche darthun, dass die mit dem Wachsen der Bevölkerung 
stets parallel laufende grössere Städtebildung den Ueberschuss der 
ländlichen Bevölkerung wieder consumirt. Auch die Bücksicht auf 
den damaligen Stand der Volkszahl rechtfertigt dieses Verfahren. 
Von der Anschauung nun, welche in der Vermehrung der 
Bevölkerung eine Zunahme des Wohlstandes eines Staates und des 
Glückes seiner Unterthanen sah, ging man auch in der prakti- 
schen Staatsverwaltung aus. Aber hier zeigt sich ganz deutlich, 
wie wahre politische Existenz nur die beiden Grossstaaten Deutsch- 
lands besassen ; denn während sie sich um die Bevölkefungsver- 
haltnisse ihrer Länder ernstlich bekümmerten, trieben einige 
kleinere Staaten — zum Schimpf und zur Schmach der deutschen 
Ehre — schändlichen Schacher mit ihren Unterthanen 1 ). In 
Betreff Oesterreichs liegen uns für die frühere Zeit keine posi- 
tiven Thatsachen vor ; doch lässt sich aus dem oben angegebenen 
Verhältniss , in welchem die Lehre Justi's zur österreichischen 
Staatsverwaltung steht, eine nicht geringe Vorsorge für Ver- 
mehrung der Volkszahl, durch Erleichterung und Beförderung der 
Ehe, durch Freiheit und Unterstützung der Handwerker und Land- 
leute, durch Aufnahme Fremder in den Kriegsdienst und andere 
Dienste abnehmen 2 ). Mehr geschah in dieser Beziehung unter 
der freisinnigen Begierung Josephs IL, welcher hier, wie beinahe 
in Allem, Friedrich II. zum Vorbild nahm; ausserdem hatte ja 
Sonnenfels , dessen Lehre einen tiefgreifenden Einfluss auf die 
österreichische Verwaltung übte , die Bevölkerung als einzige 
Quelle des Wohlstandes, bezeichnet. In diesem Sinne haben wir 
hauptsächlich Jbseph's Beformen zu beurtheilen: daher die Auf- 
hebung des Gewissenszwangs und seine Toleranz in Sachen der 
Beligion, um durch diese Freiheiten Einwanderer in seine Länder 



1) s. Menzel, 1. c. Bd XII a. p. 102. Biedermann 1. c. p. 205. 

2) Justi, Grundfeste Bd. I. §§ 252 ff. 284 ff. 
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zu ziehen; daher die Aenderungen und Beschränkungen im 
Klosterwesen, „weil durch dasselbe die Bevölkerungs- und Arbeits- 
kräfte verkürzt wurden" ')• — Energischer noch, weil durch seine 
politische Lage auch mächtiger dazu aufgefordert, ging Friedrich 
der Grosse zu Werke. Die stetige Zunahme der Bevölkerung 
war nach Dohm dem König „eine besonders angelegene Sache". 
„Auf ihr beruhte das Wachsthum seiner Macht, und da zuneh- 
mende Volksmenge allemal Wohlbefinden der Unterthanen voraus- 
setzt, so war deren Bemerken Friedrich auch desshalb sehr an- 
genehm, weil er durch dieselbe die Richtigkeit der Maximen be- 
stätigt sah, nach denen er seine Regierung eingerichtet hatte" 2 ). 
Desshalb traf Friedrich zu diesem Behufe alle erforderlichen An- 
stalten, er zog alljährlich die genaueste Kunde über den Be- 
völkerungsstand ein ; halte derselbe den gewünschten Fortgang 
nicht , so Hess er keine Ruhe , bis er die Ursache des Uebels 
entdeckt und beseitigt hatte. Durch unbeschränkte Gewissens- 
freiheit, gute Rechtspflege und Sicherheit des Eigenthums wusste 
er eine grosse Anzahl von Menschen für sich zu gewinnen. Selbst 
die von seinem Vater oft so gewaltsam durchgeführten Werbungen 
unterblieben nicht. Das sicherste Mittel zur Vermehrung der Be- 
völkerung aber glaubte Friedrich in der Begünstigung und Be- 
förderung des Fabrikwesens zu besitzen, und nicht unwahrschein- 
lich liegt hierin ein Hauptgrund, welcher ihn zum festen Beharren 
bei dem Sperrsystem bestimmte. Allein schon Dohm macht auf 
die Nichtigkeit oder wenigstens Unsicherheit solcher Treibhaus- 
einrichtungen staatswirthschaftlicher Industriezucht aufmerksam, 
freilich mehr mit dem Scharfblicke eines praktischen Staatsmannes, 
als gestützt auf wissenschaftliche Untersuchungen s ). üass die 
theoretische und praktische Polizei einen günstigen Bevölkerungs- 
stand gerade von den Fabriken erwartete, zeigt, wie man sich 
bei so wichtigen Gegenständen oft nur an das Aeusserliche und 
Scheinbare, nicht aber an gegründete Forschungen hielt. Noth- 
wendig musste diese Classe der Bevölkerung in einer Zeit rasch 



1) Menzel, 1. c. Bd. XII. a, p. 184. 

2) Dohm, I. c. Bd. IV. p. 385. 

3) Dohm I. c. Bd. IV. p. 428 f. 
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wachsen, in welcher das Fabrikwesen mit bedeutenden Opfern 
von Staatswegen unterstützt und selbst mit grossen Privilegien 
ausgestattet wurde. Daher konnte Pfeiffer wohl sagen : „Die 
Erfahrung, diese treue Lehrmeisterin, zeigt, dass in Europa alle 
Staaten, so Handlung treiben und Manufakturen und Fabriken blühend 
gemacht, dabei so wohl an Menschen als Reichthümern gewonnen 
haben, wohingegen die andern, so sich in entgegengesetzten Umständen 
befinden, an Menschen, Geld und Getreide armer geworden sind" l ). 
Allein die grosse Verschiedenheit der Ursachen des Wohlstandes 
in Fabrikstaaten, der Mittel, mit welchen man eine solche Bliithe 
heranzog, von dem, was für die Landwirthschaft geschah, lässt 
eben Pfeiffer bei seinem Urlheil gänzlich ausser Acht. Hätte die 
Erfahrung jene Erscheinung wohl ebenso gezeigt,, wenn man die 
grossen Opfer, die man der Industriezucht im Interesse des Wohl- 
standes und der Bevölkerung brachte, ihr vorenthalten und dem 
Ackerbau zugewendet hätte ? Allein , wie man das Wachsthum 
der Fabrikbevölkerung überdiess noch überschätzte, zeigt Pfeiffer, 
wenn er dasselbe auf jährliche zwölf Procente berechnete. Denn 
das ist zum Wenigsten das Verhältniss, wenn er von 100,000 
Arbeitern, worunter „Kinder, Weiber und alte gebrechliche Leute" 
inbegriffen sind, für den Staat „jährlich ein Geschenk mit 6000 Kindern" 
erwartet *). — Dessenungeachtet hatten aber die Bestrebungen 
Friedrichs ein sehr günstiges Resultat: während er 224,000 
Unterthanen bei seinem Regierungsantritte antraf, hinterliess er 
dagegen sechs Millionen. Allerdings wurde dieser Zuwachs zum 
Theil durch die neugewonnenen Provinzen, Schlesien, Ostfriesland 
und Westpreussen bewirkt; allein derselbe bleibt immerhin noch 
sehr bedeutend, wenn wir den Schaden miteinrechnen, den der 
Bevölkerungsstand Preussens in den Kriegen mit und ohne 
Schlachten erlitt 8 ). 

6) Mit dem Bestreben, die Volkszahl zu vermehren, ging 
das andere, dieselbe zu erhalten, Hand in Hand, die letztere Thä- 
tigkeit war unmittelbar zur Sicherstellung des erstem Erfolges 



1) Pfeiffer, 1. c. Bd. II, p. 94. 

2) Pfeiffer, I.e. Bd. II, p. 105. 

3) Dohm, 1. c. Bd. IV, p. 887. 
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bedingt. Zum Theil suchte man die Erreichung dieses Zweckes 
in denselben Mitteln wie den der Vergrösserung der Volksmenge, 
nämlich in der Entfernuug des Druckes der Regierung, Gewäh- 
rung von Gewissensfreiheit, sodann im Verbote fremder Werbun- 
gen und in der Erschwerung der Auswanderung *). Auf der andern 
Seite zielten aber die diessfallsigen Maassregeln unmittelbar auf 
die materielle Besserstellung der Unterthanen ab. Die Gesund- 
heils Verhältnisse fingen an ein Gegenstand besonderer Aufmerk- 
samkeit zu werden. Während man früher in der Pest „ein 
Strafgericht Gottes zu sehen glaubte, wider welche die mensch- 
liche Vorsicht nichts ausrichten könne, sondern der man sich 
geduldig unterwerfen müsse 2 )", so zog man jetzt muthig gegen 
diesen sckrecklichen Feind zu Felde. Ueberhaupt wurde dem 
Sanitätswesen grosse Rechnung getragen. Die Polizeischriftsteller 
fordern Sorge für Reinerhaltung der Luft durch Austrocknen 
feuchter Plätze, für Reinlichkeit der Städte, Prüfung der Qualität 
der Lebensmittel, gute Arzneien, tüchtiges ärztliches Personal u. s. w. 
Die Fürsten waren zu diesen Maassnahmen in Folge ihrer Ansicht 
vom Werthe der Bevölkerung gleichsam genöthigt ; der ästhetische 
Gesichtspunct tritt h'iebei gegenüber dem praktischen des Nutzens, 
den sie derartigen Anordnungen bezüglich des Bevölkerungsstan- 
des beilegten, ganz in den Hintergrund. In diesem Sinn liess 
sich Friedrich die Austrocknung von Sümpfen und Morästen, die 
Sorge für gesunde Lebensmittel und Reinlichkeit der Städte insbe- 
sondere angelegen sein. Wie viel es hinsichtlich des letztern 
Punktes noch zu thun gab, wird man dirraus entnehmen können, 
dass es in Berlin noch bis gegen Ende des siebenzehnten 
Jahrhunderts allgemeine Sitte war, Schweineställe auf offener 
Strasse unmittelbar vor den Häusern zu errichten 3 ). Hier forderte 
die Gesundheit des Bürgers kräftiges Einschreiten der Staatsge- 
walt, um derartige Förderungsmittel der Krankheit zu entfernen. 
7) In Verbindung hiemit steht die Vorsorge der Regierungen 
insbesondere für die unteren Schichten des Volkes, das Assecu- 



1) Justi, Grundfeste Bd. I. 303, 307. 

2) Justi, Grundfeste I. 293. 

3) Biedermann, 1. c. 372. 
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ranz-, Armen- und Krankenwesen. Dieser Zug, die Lage des 
Bürgers und Landmanns zu verbessern, seiner materiellen Existenz 
eine sichere Grundlage zu geben, angeregt von dem Eudämonis- 
mus der Wolf sehen Philosophie und fortgepflanzt in den zahl- 
reichen polizeilichen Schriften, geht durch das ganze Jahrhundert, 
freilich zum grossen Theil getrübt durch die damit verbundene 
Absicht, hierin eine neue und ergiebige Quelle für die militärisch- 
finanziellen Zwecke des Staates zu eröffnen. Um die Verheerun- 
gen der schädlichen Naturgewalten abzuwenden, oder doch ihre 
Lasten durch Abwälzen auf die Gesammtheit dem Einzelnen 
möglichst zu erleichtern, entstanden auf landesherrlichen Befehl 
oder unter landesherrlicher Autorität und Aufsicht Feuer-, Hagel- 
und Wasserschadenversicherungen ; Anstalten zur Abwendung 
und Unterdrückung der Feuersgefahr wurden theils neu errichtet, 
theils in bessern Stand gesetzt *)• Die Polizeischriftsteller erwei- 
sen diesem Gegenstande eine besondere Aufmerksamkeit, sowohl 
in den allgemeinen Werken über Polizei, als besonders in den 
Schriften über einzelne derartige Gegenstande, und der fördernde 
Einfluss, den sie nach dieser Seite auf das sociale Leben übten, 
ist keineswegs zu verkennen; ihrem entschiedenen Auftreten 
gebührt ein Hauptantheil an dem Erfolge, den die Bemühungen 
um solche Assecuranzanstalten hatten. — Noch wichtiger war 
die Thätigkeit des Staates bezüglich des Armenwesens. Die 
Bettelei hatte in den früheren Jahrhunderten eine Höhe und Un- 
verschämtheit erreicht, von welcher man sich in unserer Zeit 
nur schwer einen Begriff macht. Nicht blos arbeitsunfähige Leute 
suchten ihren Unterhalt auf diesem Wege, sondern sehr häufig 
waren es gesunde und starke Menschen, die dieses Gewerbe 
trieben, nicht so fast um Almosen baten, als gebieterisch forder- 
ten und mit Drohungen erpressten. Diesem Unwesen konnte nur 
dadurch gesteuert werden, dass der Staat die Sache in die Hand 
nahm. Mag auch private Mild thätigkeit zur Unterstützung der 
Armuth dem Begriffe der Sache angemessener sein, so konnten 
doch unleugbar die damals entstandenen Missstände allein durch 
staatliches Einschreiten gehoben werden. Was den Einzelnen 
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und den Klöstern mit ungeheuren Opfern unmöglich war, das 
erreichte der Staat allerdings mit grosser Anstrengung, aber im- 
merhin mit kleinem Kosten als jene, die „aus Armen Müssig- 
ganger, aus Müssiggängern Bettler, aus Bettlern Störer der Sicher- 
heit in mancherlei Formen und Gestalten zogen" ] ). Die Regie- 
rungen und patriotische Männer haben sich mit achtungswerther 
Bereitwilligkeit und Aufopferung der Sache unterzogen, und Berg 
sieht sich zu dem Geständniss gezwungen, dass „für Verbesserung 
der Armenpolizei in neueren Zeiten sehr viel geschehen ist" 2 ). 
Wenn ein Neuerer dessenungeachtet durch den Erfolg dieser Be- 
mühungen nicht befriedigt wird, so scheint er zu vergessen, dass 
in der fraglichen Periode der Staat erst den Anfang mit dieser 
Thätigkeit gemacht hat und dass eben die Verhältnisse des vori- 
gen Jahrhunderts nicht nach unserer heutigen, die auf jenen 
auf- und fortgebaut sind, bemessen werden dürfen 8 ). Der 
grosse Eifer, mit dem man sich dieser Angelegenheit theo- 
retisch und praktisch annahm, bezeugt, welche Wichtigkeit man 
dem Gegenstande beilegte. Der Hauptgrund eines glücklichen 
Erfolges, den der Staat gegenüber dem früheren Zustande errang, 
liegt darin, dass er nicht blos auf augenblickliche Milderung der 
unmittelbaren Noth bedacht war und nur den Bestand des Uebels 
zu heben suchte, sondern dass er hauptsächlich auf die Entfer- 
nung der Ursachen desselben drang. Es entstanden so Armen-, 
Waisen- und Krankenhäuser; in Verbindung mit den erstem errich- 
tete man zugleich Arbeitshäuser, um den noch kräftigen Armen 
Gelegenheit zur Arbeit zu geben, Armenschulen, um die jünge- 
ren zu tüchtigen und brauchbaren Menschen heranzubilden *). 

8) Von dem gleichen Gesichtspunkte aus begann man Vor- 
kehrungen gegen Theurung und Hungersnoth zu treffen, gegen 
die Uebel, die früher oft so schwer auf den untern Volksmassen 
gelastet hatten. Schon durch die wenn auch immer untergeord- 
nete Sorge für Verbesserung der Landwirthschaft arbeitete man 
denselben entgegen. Insbesondere suchte man aber diesen Zweck 



1) Berg 1. g. Bd. III. p. 178 f. Biedermann p. 401 ff. 

2) Berg 1. c. Bd. HI. p. 181. 

3) Biedermann I. c. p. 406. 

4) Menzel XII a, 296. X. 89. Biedermann 412. 

Zeitsehr. f. Staataw. 1864. II. Heft. 23 
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zu erreichen durch Anlegung grosser Magazine, durch Verhinde- 
rung und Verbot des Missbrauchs mit dem Getreide und erreichte 
ihn auch da, wo man ernstlich auf die Sache bedacht war, wie 
das Beispiel Friedrichs des Gr. bezeugt, welcher durch seine 
Bemühungen die Hungersnoth vom Jahre 1771 auf 1772 von 
seinen Landern abwandte, während sie in Sachsen allein 150,000 
Menschenleben forderte l ). Die gleichen Maassregeln verlangen 
auch die Polizeischriften. Alle Anstalten traten nach, ihnen hinter 
der Anlegung von Getreidemagazinen zurück, über deren „Noth- 
wendigkeit und alleinige Zureichenheit unter den Gelehrten nur 
Eine Stimme" herrscht; denn die andern Mittel, namentlich Ver- 
minderung der Consuintion, Fruchtsperre, Beförderung der Zu- 
fuhr genügen nur bis zu einem gewissen Grade; gegen Abwen- 
dung des äussersten Uebels erweisen auch sie sich als unwirksam '). 
9) Betrachten wir nur noch die Sorge der Staaten für die gei- 
stige Persönlichkeit der Unterthanen, so werden wir eine ziemliche 
Verschiedenheit von dein bisher Beigebrachten finden. Während 
wir das vorige Feld der staatlichen Thätigkeit gerade in den beiden 
grösseren Staaten vornehmlich angebaut sahen, so ist diess weniger 
in diesem Gebiete der Fall und am wenigsten bei dem Fürsten, 
von dem man im Hinblick auf „die Grösse seiner Einsicht, auf 
die Güte seines Willens und die Kraft seines Charakters" etwas 
Bedeutendes zu erwarten berechtigt wäre, zumal da auch von 
seinen Vorgängern für Erfüllung dieser Staatspflicht wenig gethan 
worden war 8 ). Während sonst in allen Gebieten die straffste 
Centralisation herrschte, würde der Unterricht in der Regel den 
einzelnen Gemeinden überlassen, die bei ihrer Beschaffenheit eben 
oft nicht in der Lage waren, die hiezu erforderlichen Kosten zu 
erschwingen. Selbst „die städtischen Gemeinwesen waren durch 
die vom Staate über ihren Hanshalt zu Gunsten der Staatskasse 
geführte Aufsicht genöthigt, die geistige Seite des Daseins- bei 
Seite zu stellen" und ihre Sorge und Thätigkeit auf die materiellsten 
Gegenstände des gemeinen Bedarfs zu beschränken *). Die Lehr- 

1) Dohm, I. c. Bd. IV. p. 414 f. 

2) Justi, Grundfeste I. 368. Pfeiffer I. 256. Berg III. 557. 

3) Menzel, 1. c. Bd. XI. p. 412 f. 

4) Ibidem p. 160. 
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stellen, die kaum das notwendige Einkommen abwarfen, wurden 
so zum Theil mit zu diesem Berufe gar nicht gebildeten, oder 
überhaupt unwissenden, ja selbst unmoralischen Menschen besetzt. 
Nicht besser war es um die Schulhttuser bestellt. Die unglück- 
lichste Handlung beging der König vollends, als er seine invaliden 
Soldaten und Unteroffiziere, um ihnen ein Unterkommen zu ver- 
schaffen, zu Landschulmeistern bestellte. Auch für die höhere 
Wissenschaft und Kunst geschah Wenig oder gar Nichts; denn 
der Aufwand für die Akademie in Berlin und für die französischen 
gelehrten Gesellschaften des Königs kam der Nation nicht zu 
Gute '). Etwas bessere Zustande treffen wir in den habsburgi- 
schen Ländern wenigstens in Betreff des niedern Schulwesens. 
Schon die Kaiserin-Königin trug für Bildung und Wissenschaft 
grössere Sorge. Auch Joseph II. war hierauf bedacht, insbeson- 
dere auf den Unterricht der niedern Klassen; das eingezogene 
Klostergut ward zum Theil zu diesem Behufe verwendet. In 
Böhmen, welches im Jahre 1775 nur 14000 Schulkinder hatte, 
zählte man im Jahr 1785 deren schon" 117000. Belehrung und 
Unterricht war ja überdiess ein Hauptmittel, welches Sonnenfels 
zur Heranbildung tüchtiger und brauchbarer Bürger empfahl, um 
den Willen des Handelnden durch Beibringung edlerer und rei- 
nerer Beweggründe auf ein besseres Ziel hinzulenken. Gleich- 
wohl befriedigt auch das nicht, was Joseph that; denn beinahe 
in allen seinen Einrichtungen und Anordnungen bezüglich der 
höhern Lehranstalten ist der Stempel des rechnenden Geistes 
sichtbar, der wie überall so auch im Gebiete der Wissenschaft 
und Kunst für wenig Geld möglich viel Waare oder Arbeit zu 
erlangen begehrt. Namentlich lässt sich bei seiner Thatigkeit 
für Emporbringung der Universitäten die Absicht nicht verkennen, 
dadurch den Landeskindern Anlass und Vorwand zu benehmen, 
»auswärts zu studiren und das Geld aus dem Lande zu schleppen" *). 
— Nur in einigen kleineren Staaten gaben sich die Regenten mit 
edler uneigennütziger Liebe diesem Gegenstande bin, ein Schön- 



1) Menzel ibid. p. 160. 421. Dohm Bd. IV. p. 439 ff. 446 ff. 

2) Menzel XII a. 350 f. Wachsmuth Zeitalter der Revolution, Ein- 
leitung. 
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born in Mainz und Boineburg in Erfurt, ein Erthal in Würzburg 
und Karl Friedrich in Baden. Diese Fürsten nahmen sich mit 
gleicher Sorgfalt des Volksschulwesens wie der Wissenschaft und 
Bildung überhaupt an ; daher blühten in diesen Staaten nicht blos 
Fabriken und Manufacturen, sondern auch die höhern und niedern 
Schulen und Bildungsmittel aller Art *). 

10) In Behandlung des Religionswesens, das in früheren 
Jahrhunderten in Deutschland alle geistige Thätigkeit in Anspruch 
genommen hatte, sehen wir allmählig eine bessere Art und Weise 
eintreten. Die Polizeischriftsteller predigen Duldung aller Reli- 
gionen, wenn sie sich nur mit den Grundsätzen des Staates nicht 
im Widerspruch befinden ; sie fordern Gewissensfreiheit namentlich 
im Interesse der Bevölkerung, zu deren Erhaltung und Vermeh- 
rung, im Interesse der Blüthe der Commercien 2 ). Analog diesen 
Grundsätzen handeln auch die Fürsten in dieser Periode, bei 
denen sich nicht allein Toleranz, sondern zum Theil gänzlicher 
Indifferentismus eingestellt hatte, wie der Zusatz Friedrichs II. 
beweist, den er bei einem Entscheid über die Einführung eines 
bessern Gesangbuches machte : er wolle durchaus Niemanden 
wider sein Gewissen gezwungen wissen; „jeder könne bei ihm 
singen, nun ruhen alle Wälder und dergleichen dummes und 
thörichtes Zeug mehr" s ). Nur die Juden allein hatten sich der 
allgemeinen Duldung nicht zu erfreuen. Sogar Friedrich der 
Grosse hielt „dieses Volk durch seine Religionsmeinungen so sehr 
verderbt und besonders derjenigen Tugenden, welche für. die 
bürgerliche Gesellschaft vorzüglich wichtig sind, nämlich strenger 
Ehrlichkeit, Vaterlandsliebe, kriegerischen Muthes und Tapferkeit 
so ganz unfähig, dass er es für unmöglich erachtete, dasselbe 
durch irgend getroffene Einrichtungen zu bessern" 4 ). Auch die 
wissenschaftliche Polizei beschäftigte sich mit diesem Gegenstande. 
Jüsti findet hierüber unter den polizeilichen Gelehrten dreierlei 
Ansichten vor: nach der einen sind die Juden dem Staate sehr 
schädlich, nach der andern nützlich, weil sie der Bevölkerung 



1) Menzel X. 87 f. XII a. 296 f. 

2) Justi, Grundfeste, I. §§ 281. 303. II. § 24. 

3) Dohra, Bd. IV. p. 478. 

4) Ibidem, p. 482. 
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zu Statten kommen, nach der dritten wenigstens unschädlich. 
Justi selbst entscheidet sich für die beiden letzteren, weil Schäd- 
lichkeit nur von der schlechten Beschaffenheit der Gesetze, nicht 
von den Juden selbst herkomme : eine weise Regierung müsse 
alle ihre Unterthanen dem Staate nützlich machen können '). Die 
Rücksicht auf Bevölkerung und Arbeitskraft bestimmte auch, wie 
wir sahen, das diessfallsige Verfahren Josephs II. — So machten 
politische und volkswirtschaftliche Gründe einer religiösen Un- 
duldsamkeit ein Ende, die in der Periode, da die Religion die 
Triebfeder der Politik war, in Deutschland unheilvolle Früchte 
getragen. Allein in derselben Zeit, da jenes Uebel aufhörte, ent- 
stand wieder ein neues, die politische Stellung der beiden Gross- 
staaten, und trieb den Keil der Uneinigkeit in das tiefste Innere 
von Deutschland. 

B. 

Nachdem wir im Bisherigen den allgemeinen Zusammenhang 
der Polizei in ihren einzelnen hauptsächlichsten Zweigen mit den 
gesellschaftlich-politischen Zuständen Deutschlands betrachtet haben, 
liegt es nun ob, die Auffassung der Polizei als Ganzes, der Poli- 
zei nach ihrem allgemeinen Wesen nach der fraglichen Seite zu 
untersuchen. In dieser Beziehung sind es hauptsächlich zwei 
charakteristische Eigenschaften, die uns des Weitern beschäftigen 
werden, einmal die Auffassung der Stellung der Polizei zum 
Finanzwesen, sodann der omnipotente Charakter der Polizei sowohl 
in der, Theorie als in der Praxis der Staatsverwaltung; beide 
Punkte hängen im Grunde innerlich zusammen, beide sind nur 
ein Ausfluss der Staatsomnipotenz überhaupt, der Anschauung 
von der schlechthinigen Erhabenheit des Staates über die Indivi- 
dualität des Bürgers, einer Lehre, nach welcher eben die Macht 
und die Blüthe des Staates in abstrakter Isolirung von den ihn 
constituirenden Individuen als letztes Ziel gilt, nur dass im erstem Fall 
ihr Eigenthum zum Fiskus, im letztern ihre individuelle Selbsttätig- 
keit zu dem Schaffen und Walten des Staates in's Verhältniss gesetzt 



1) Justi, Grundfeste Bd. I. §§ 846, 852. Heumann, initia juris 
pol. cap. 25. 
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wird. Dort wird die Frucht der Arbeit, das Vermögen der Bür- 
ger, hier ihre Arbeit und ihr Thun selbst, ihr freies Regen und 
Bewegen dem Staate untergeordnet. In beiden Fällen aber ist 
es die Staatsomnipotenz, die den Ausschlag gibt. 

Die Lehre vom absoluten Staate, was aber im vorigen Jahr- 
hundert gleichbedeutend ist mit der Unumschränktheit fürstlicher 
Allmacht, hatte sich, wie wir bereits oben sahen, von Frankreich 
her auch allmählig in Deutschland eingebürgert. Ludwigs XIV. 
l'e'tat c'est moi hatte auch in den deutschen Ländern vielfach 
Nachahmung und Anwendung gefunden. Dieser Grundsatz ward 
indessen im Laufe der Zeit durch den anderen scheinbar gerade 
entgegengesetzten verdrängt, wornach die Fürsten sich als die 
obersten Beamten, die ersten Diener des Staates, nicht 
mehr als den Inbegriff des Staates selbst und ihr eigenes Wohl 
als dessen Endzweck zu betrachten pflegten. Wir sehen diess 
bei Friedrich dem Grossen, wir finden denselben Grundsatz im 
Munde Joseph's IL, bei Fr. L. v. Erthal. Aber wie sehr auch 
der Wortlaut beider Axiome verschieden ist, so zeigte sich in 
der praktischen Anwendung keineswegs derselbe Gegensatz, und 
der Einfluss dieser „Diener des Staates" auf das Wohl des Vol- 
kes war nicht von der Art, wie man ihn von einer solchen 
Stellung der Fürsten den Unterthanen gegenüber zu erwarten 
berechtigt wäre. Diese Regenten suchten das Höchste allerdings 
nicht mehr im sinnlichen Wohlleben, im physischen Genuss, dessen 
Befriedigung die Völker dienen mussten. Allem wie sie sich für 
einen mit der Wohlfahrt des Volkes beauftragten Beamten hiel- 
ten, so hielten sie sich zugleich mit völliger Untrüglichkeit in 
der Wahl der erforderlichen Mittel ausgerüstet. Es entstand daher 
eine Centralisation , eine Cabinetsregierung bisweilen von der 
schroffsten Art, eine Regierung, die zwar lediglich die Wohlfahrt 
der Unterthanen zu berücksichtigen versprach, aber dieselbe oft 
nicht recht kannte und oft verkannte, statt derselben gebührende 
Rechnung zu tragen. Staatsinteresse und Volkswohl, diese in 
concreten Fällen oft so diametral entgegengesetzten Begriffe, 
galten als ganz identisch und wurde auch darnach gehandelt ')• 



1) vgl. Menzel, Bd. XII a. p, 387. 
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Was man aber für Staatsinteresse hielt, das lag ganz in den 
Zeitverhaltnissen begründet, und wenn es nach den rechtsphilo- 
sophischen und politischen Gedanken, die Friedrich II. in seinen 
Jugendschriften (Antimacchiavell) ') niederlegte , den Anschein 
gewann, als wollte er sich diesem Herkommen entziehen, so war 
diess eben ein blosser Schein. Das angebliche Staatsinteresse 
behielt nach wie vor der Hand das Uebergewicht und nur in dem 
ernsten und redlichen Streben, der unermüdlichen und unausge- 
setzten Thätigkeit der Fürsten erhielt es eine mildernde Form, 
während materiell das Regiment dieser philosophisch gebildeten 
und freisinnigen Fürsten beengender und einschränkender war, 
als der früher ungeschlachte Absolutismus 8 ). Dieses vermeint- 
liche Interesse, das alle andern an Bedeutung überwog und dem 
alle andern als blosse Mittel dienen mussten, war, dem Staate 
mittelst seiner militärischen und finanziellen Kräfte eine gesicherte 
und imponirende Stellung nach Aussen zu verschaffen. Auf die- 
sen Endzweck zielte Alles, auch die innere Verwaltung ab, die 
überhaupt in absoluten Monarchieen nur der äussern Politik dienst- 
bar ist. In diesem Sinne bezeichnet K. A. Menzel das vorige 
Jahrhundert als die Periode »des militärisch-finanziellen Absolu- 
tismus" und Heeren nennt sie „die merkantilisch-militärische, in 
welcher, wie in der vorhergehenden das Religionsinteresse, das 
Handels- und Geldinteresse" eine hauptsächliche Triebfeder der 
allgemeinen Politik war 8 ). Nur ein Ausfluss dieser Richtung war 
es, wenn man als Maassstab des Wohlstandes eines Volkes nur 
die Grösse der erhobenen Einkünfte oder der ausgehobenen 



1) Hier stellte sieb Friedrich die Aufgabe, „das Wesen des Staates 
philosophisch zu erforschen uud die innern und äussern Beziehungen der 
bürgerlichen Gesellschaft nach Vernunftbegriflen, mit Hülfe der geschicht- 
lichen Erfahrung festzustellen." Die von ihm zur Erklärung des Staates 
gebilligte Vertragstheorie führte ihn im Wesentlichen zur folgenden Ansicht : 
es sei Pflicht des Fürsten , nicht auf Eroberungen zu sinnen , sondern das 
Glück ihrer Völker sicher zu stellen und das menschliche Elend zu ver- 
mindern. Als Mittel hiezu bezeichnet er die Handhabung der Gerechtigkeit 
und Beförderung der Glückseligkeit. Vgl. Menzel X. 380 ff 
Dohm, IV. 76 f. 

2) Menzel, XI, 386. 

3) Heeren, europ. Staatensystem I. 246. 
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Mannschaft kannte. Dieses war das gewöhnliche Maass, das man 
überall an die Wirklichkeit anlegte, ohne auf das Befinden des 
Volkes ernstliche Rücksicht zu nehmen. Wenn nur die Einnah- 
men des Staates stiegen und die Rekrutenzahl wuchs, so sah 
man ein untrügliches Zeichen besserer Zeiten '). 

Das Angeführte liegt in der geschichtlichen Entwickelung tief be- 
gründet. Wie oben bemerkt wurde, bildete sich die Verwaltung aus 
dem Kammerwesen, die wissenschaftliche Polizei (zum Theil) aus der 
Kameralwissenschaft heraus, womit von selbst die Stellung gege- 
ben war, dass die Grundsätze des Kameralwesens die der Polizei 
überwiegten. „So lange die Herrscher , sagt Soden 2 ) , ihren 
Unterhalt nicht unmittelbar vom Volk, sondern aus ihren Domä- 
nen zogen, sei es, dass diese ursprüngliches Eigenthum oder 
ihnen angewiesen waren, so lange die dem Regenten geleisteten 
Heer-, Hof- und andere Dienste persönliche Verpflichtungen der 
ministerialen Beneficiaten oder Vasallen waren, konnte von einer 
Staatsfinanzverwaltung nicht die Rede sein. Eben desswegen 
waren auch die Herrscher um das Nationalvermögen unbeküm- 
mert," d. h. sie bekümmerten sich darum , sobald es ihr eigenes 
Interesse forderte. Wie aber die fürstlichen Domänen und Kam- 
mergüter ursprünglich nur vom fiskalischen Standpunkte aus 
betrachtet und verwaltet wurden, so erging es auch hier, und 
wie dort, so lange keine Aussaat und Pflege des Ackers statt 
hatte, der innere Werth und die Summe der Erträgnisse immer 
mehr sich verringerten, so zeigte sich auch hier die gleiche Folge. 
Wenn-daher die Wahrnehmung dieser Erscheinung auch Beach- 
tung der wirthschaftlichen Interessen gebot, so war eben damit 
das Verhältniss des Finanzwesens zur Polizei bestimmt, ein Ver- 
hältniss, welches durch das ganze Jahrhundert in der praktischen 
Staatsverwaltung verblieb. Die finanzielle Seite trat nämlich 
zuerst hervor und bedingte die wirthschaftliche ; wie jene als 
das Bedingende als Zweck sich geltend machte, so gestaltete 
sich diese als das Bedingte nur als Mittel zum Zwecke. Bei 
dieser Sachlage wird es uns daher nicht befremden, wenn finan- 



1) vgl Schlosser, II, 276. Menzel, XI. 199. 

2) Nationalökonomie Bd. I. p. I. 
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zielte Ausbeutung der Unterthanen Gegenstand allgemeiner Klage 
des Jahrhunderts war. 

Dass die praktische Polizei sich in dieser Unterordnung unter 
das Finanzwesen befand, bezeugt die Geschichte auf jedem Blatte 1 ). 
Aber auch die theoretische Polizei konnte sich diesem Verhält- 
niss, sei es, dass es ausdrücklich berührt oder nur indirekt in 
ihr angezeigt ist, nicht ganz entziehen. Wenn Pfeiffer und Justi 
Finanz und Polizei in folgende gegenseitige Beziehung bringen: 
der Polizeiverständige muss gleichsam säen, damit der Kamera- 
list zu seiner Zeit ernten kann 2 ), so mag dieses als eine sinnige 
Vergleichung gelten, aber im Grunde drückt sie nur die obige 
Ansicht aus. Denn wie die Aussaat der Ernte gegenüber immer 
in einem untergeordneten Verhältniss steht, so ist durch das 
fragliche Gleichniss die Polizei als blosses Mittel des Finanzwesens 
bezeichnet und ihre an und für sich berechtigte Stellung geopfert ; 
nur zu oft und zu fühlbar bewahrheitete sich hier der Satz : soll 
der Zweck realisirt, so muss das Mittel geopfert werden. Es ist 
nicht zu leugnen, dass die Polizei und das Finanzwesen „einen 
genauen Zusammenhang und Uebereinstimmung haben müssen" ; 
doch folgt aus dem wahren Begriff und Endzweck des Staates 
nicht das angegebene, sondern vielmehr gerade das umgekehrte 
Verhältniss, wornach die erhobenen Einkünfte nur das Mittel zur 
fruchtbaren Verwaltung der Polizei sind, nicht aber diese „den 
Acker fruchtbar zu machen und zu besäen hat", damit dann 
überall der Finanzmann Ernte halten kann. Der diesem Verhält- 
nisse zu Grunde liegende Staatsbegriff wäre eben, dass nicht der 
Staat der Menschen, sondern die Menschen des Staates wegen, 
oder wie Friedrich II. in den eben gedachten Schriften die Ansicht 
vieler seiner Zeitgenossen auszudrücken pflegte, dass die Unter- 
thanen der Fürsten wegen — als Werkzeuge und Diener ihrer 
Leidenschaften — daseien. Allein dass dieser absolutistische 
Staatsbegriff ein gänzlich falscher und unhaltbarer ist, erhellt auf 



1) Man vgl. nur Pfeiffer 1. c. Bd. I. p. 10. 36. 

2) Pfeiffer I, 39 f. Justi Staatswirthschaft, XXXVII. Schon die *ui- 
serliche Oekonomie des letzteren und sehr vieler anderer Werke drückt 
diesen Gedanken aus, sofern der erste Theil von der Polizei (Aussaat), 
der zweite von dem Kameralwesen (Ernte) handelt. 
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den ersten Blick. Von welcher Seite man das Wesen des Staa- 
tes nur immer betrachtet, wird sich das gerade Gegentheil ergeben, 
wie denn Friedrich selbst von der Vertragstheorie aus zu der 
entgegengesetzten Ansicht geleitet wurde. Insbesondere aber ist 
es die wirthschaftliche Würdigung des Staates, die die Stellung 
von Polizei und Finanz plan zu legen geeignet ist ; man hat sich 
daher über die Anschauung des vorigen Jahrhunderts um so mehr 
zu verwundern, da ja viele Theoretiker wenn auch nicht direkte 
von diesem Gesichtspunkte ausgingen , doch denselben bei ihren 
Forschungen immer vor Augen hatten. Denn von diesem Stand- 
puncte aus erscheint der Staat eben als Producent, der wie alle 
Producenten ein angemessenes Aequivalent für seine Leistungen 
zu beanspruchen, keineswegs sich selbst aber als absolutes und 
ausschliessliches Endziel zu betrachten berechtigt ist. Allein weit 
entfernt, dass uns dieses Resultat aus der Polizeiwissenschaft 
des vorigen Jahrhunderts heraus entgegenträte, finden wir die 
schon unmittelbar durch den Ursprung veranlasste entgegengesetzte 
Stellung der beiden Wissenschaften, und auch da, wo sie nicht, 
wie oben, ausdrücklich angegeben ist, bildet sie doch den Grund- 
ton, der die ganze diessfallsige Anschauung beherrscht. Denn 
im Wesentlichen ist auch das Merkantilsystem, wo es den wirt- 
schaftlichen Theil der Polizei durchdringt, nichts anderes als das 
Anzeichen des fraglichen Verhältnisses der Polizei zur Finanz- 
wissenschaft, sofern ja das Absehen jenes Lehrgebäudes -in letzter 
Linie darauf gerichtet ist, dem Staate das Erheben der grössten 
Summe von Einkünften zu ermöglichen. Alle die Opfer, die der 
Staat der Industrie bringt, alle die Vortheile, die er Einzelnen 
auf Kosten der Anderen einräumt, sind gleichsam nur die Aus- 
saat, von welcher er wiederum eine reichliche Ernte erwartet: 
nicht das unmittelbare Volkswohl, sondern die Füllung der Staats- 
kasse ist der Zweck solcher staatlichen Industriezucht. 

Allerdings heisst es sofort im Context: „das erste Haupt- 
augenmerk in der grossen Wirthschaft des Staates kann nichts 
anderes sein, als das allgemeine Vermögen des Staates zu ver- 
mehren; das zweite aber, wie man dieses Vermögen vernünftig 
zu gebrauchen und zu der innerlichen Erhaltung des Staates 



im vorigen Jahrhundert. 359 

anzuwenden hat" 1 ). Allein das entscheidende Moment liegt. liier 
offenbar in der Frage nach der Person, die den vernünftigen 
Gebrauch bestimmt. Wem steht die Befugniss zu, auf dem Acker 
der Polizei zu ernten und den Ertrag der Ernte zu verwerthen? 
Wer bestimmt die Art und Weise dieser Ernte? Ist dieses Recht 
ausschliesslich den Monarchen anheimgegeben, die den besten 
Gebrauch davon in der Füllung des Staatsschatzes sehen? die 
darin das höchste Glück des Staates und den grössten Lohn für 
ihr Bemühen erblicken, wenn sie ihre Streitkräfte jährlich zu 
steigern vermögen? oder gar denjenigen Fürsten, die den End- 
zweck der staatlichen Vereinigung in der Befriedigung ihrer 
eigenen Sinnenlust finden? Die Finanzwissenschaft hat allerdings 
nur zum Gegenstande, „aus dem allgemeinen Vermögen des 
Staates die Nutzungen oder das bereiteste Vermögen auf eine 
unschädliche Art herauszuziehen und dasselbe sowohl als die zur 
Wohlfahrt des Staates und dessen Erhaltung nothwendigen Aus- 
gaben klüglich und haushältig zu verwalten und einzurichten," 
und im Geiste des Merkantilismus ist „die Kasse eines weisen 
Regenten gleichsam das grosse Meer, in welches ein grosser 
Theil des baaren Geldes fliesst, und von wo aus es wieder durch 
wohleingerichtete Staatsausgaben durch alle Theile des Nahrungs- 
standes sich ergiesst und einen blühenden Zustand der Gewerbe 
und die Circulation des Geldes verbreitet ')." Allein wer erkannte 
die wahren Bedürfnisse des Staates? Wer bestimmte „die zu 
seiner Wohlfahrt und Erhaltung nothwendigen Ausgaben" in abso- 
luten Monarchieen? Wo sind jene „weisen Regenten," die ihre 
Kasse lediglich nur zur Besorgung des Volkswohles gebrauchen? 
Das vorige Jahrhundert zeigt uns grosse und weise Fürsten, die 
von dem heiligsten Eifer für das Wohl des ihnen anvertrauten 
Volkes glühten. Entsprach aber der Erfolg ihrer Thätigkeit den 
Gesinnungen die sie hegten? Wäre dieses der Fall gewesen, so 
wäre wohl Dohm nicht in die Lage gekommen, mit Rücksicht 
auf diese Zustande auszurufen : „wir dürfen hoffen, dass die Zeit 



1) Justi, Staats wirthschaft XXXVII. 

2) Justi, Grundfeste Bd. I. Vorrede. Schüz, Grundsätze der National- 
ökonomie, p. 23. 
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herannahe, in welcher sowohl über die wahren Bedürfnisse des 
Staates, als über das Wie ihrer Befriedigung die allgemeine 
Stimme der Völker mehr gehört werden und also auch der Finanz- 
stand der Staaten mehr wie bisher vereinfacht und eben damit 
weniger drückend werden wird" *). Statt den genannten Ge- 
brauch von ihrer Staatskasse im Sinne jener Lehre zu machen, 
sahen die Regenten vielmehr in deren Füllung das Mittel für ihre 
politischen Zwecke. 

Der Merkantilismus und der Absolutismus sind demnach die 
beiden Pole, um die sich die fragliche Bewegung dreht. So lange 
eben die Ueberzeugung dauerte, dass Gold und Silber die Haupt- 
faktoren des Reichthums und der äussere Handel, die Folge einer 
blühenden inländischen Industrie, das alleinige oder doch haupt- 
sächlichste Mittel hiezu sei, glaubte man folgerichtig in der För- 
derung der nationalen Industrie und in Abschliessung von Han- 
delsverträgen, welche grösseren Absatz schaffen, als die Einfuhr 
betrug, das hohe Ziel des Volkswohlstandes erreicht zu haben '). 
Volkswohl und gefüllte Staatskasse wären demnach identische 
Begriffe und mit diesem Ziel auch jenes erreicht. Allein bei der 
absolutistischen Richtung des vorigen Jahrhunderts war eine 
solche Wohlsbeförderung nur eine Förderung des vermeintlichen 
Staatsinteresse, für die Unterthanen aber in Wirklichkeit eine 
Verkümmerung jeden auch des kleinsten Genusses; denn man 
mochte schlecht, man mochte theuer kaufen, wenn man nur vom 
Staate und seinen Anstalten kaufte und wenn nur die Staatskasse 
dabei ihre Rechnung fand. Die Finanzpolitik des vorigen Jahr- 
hunderts suchte nämlich ihre höchste Weisheit darin, nicht bloss 
„das bereiteste Vermögen auf eine unschädliche Art", sondern 
so viel Geld als möglich aus den Taschen der Unterthanen zu 
ziehen, und zwar in der Regel so, dass diese selbst nicht recht 
merkten, wie viel sie gaben. Desshalb stempelte sie die unent- 
behrlichsten Bedürfnisse zu Monopolen, und damit ja Niemand 
diesen Auflagen sich entziehe, so bestimmte sie das Quantum des 
Bedarfes für den Einzelnen und wies es einem jeden an, auch 



1) Dohm, 1. c. Bd. IV. p. 531. 

2} vgl. Rossbach, Geschichte der polit. Oekonomie, p. 349. 
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ohne dass er darnach verlangte *). Auf diese Weise wurden in 
Preussen allein gegen 500 verschiedene Waaren dem freien 
Verkehre entzogen; hier war dieses beinahe ein Gebot der 
Nothwendigkeit in Folge der widernatürlichen Stellung Preussen's 
als einer Grossmacht zu seiner natürlichen Grösse und seinen 
natürlichen Hülfsquellen 2 ). Andere Staaten — und hauptsächlich 
Oesterreich unter Joseph II. — geblendet von dem augenblick- 
lieben Aufschwung Preussens ahmten ihm nach, indem sie Frie- 
drichs Verwaltung für die Ursache seiner politischen Stellung 
hielten, während sie in Wahrheit nur das künstliche Mittel zur 
Erhaltung derselben war. So lastete das Finanzwesen schwer 
auf der Polizei. Gegenstände polizeilicher Natur, wie die Posten 
und die Verkehrsanstalten überhaupt, wurden meist nur vom finan- 
ziellen Standpunkte aus als Institute fiskalischen Gewinns betrachtet, 
wenig oder gar nicht als ein Hebel volkswirtschaftlichen und 
culturgeschichtlichen Fortschrittes angesehen s ). Und all dieses 
geschah nach dem Grundsatze, „aus dem allgemeinen Vermögen 
des Staates das bereiteste Vermögen herauszuziehen"; freilich 
die „Unschädlichkeit" der Art und Weise lassen wir dahingestellt. 
Allein es war nur eine Folge der fraglichen Stellung des Finanz- 
wesens zur Polizei, desUeberwiegens des ersteren über die letztere. 
Es ist nun nicht zu leugnen und wurde bereits hervorgehoben, 
dass in der Wissenschaft der Polizei im vorigen Jahrhundert der 
Merkantilismus, dessen Wesen die Unterordnung derselben unter 
die Finanz begründet, nach und nach an Boden verliert, woraus 
von selbst auf das Aufhören des besagten Verhältnisses geschlos- 
sen werden müsste. Allein so ganz und gar ist dieses doch nicht 
der Fall. So wenig zwar in Abrede gestellt werden kann, dass die 
hauptsächlichsten in die äussere Erscheinung tretenden Spitzen 
desselben abgebrochen und abgestumpft werden, so wenig ist zu 
verkennen, dass der Grundgedanke des Systems, das „baare Geld" 
in der ganzen Folgezeit eine durchgreifende Rolle spielt: man 
räumte zwar seine beengenden Formen weg, wollte aber doch 



1) So in Preusien und Württemberg da» Salz. 

2) s. Biedermann I. c. p. 221. 

3) Ibid. p. 330. 
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seines vermeintlichen Vortheils nicht entbehren, und so kam es, 
dass man auf der einen Seite gegen das „Sperrsystem" Oppo- 
sition machte, auf der andern Seite aber das „Geldsystem" wieder 
einliess. In diesem Sinne stellen die Schriftsteller die Manufaktu- 
ren und Commercien, „auf denen die Wohlfahrt des Staates beruht", 
in den Vordergrund '). Die gleiche Bewandtniss hat es, wenn 
Andere der Landwirtschaft die Beschaffung der Rohprodukte für 
das Manufakturwesen — namentlich für Woll- uud Seidenmanu- 
fakturen — überhaupt und ohne Rücksicht auf Lage und Klima des 
Landes zur Aufgabe machen, überhaupt nur die Landwirtschaft 
in ein „passendes Verhaltniss zu den inländischen Fabriken und 
Handlungen" setzen, nicht aber umgekehrt, gleich als ob sich 
südliche Naturprodukte in den nördlichen Zonen mit Gewalt 
erzwingen Hessen. In diesem Sinne nennen sie „die Gewerbe- 
polizei, welche den Flor der Gewerbe zürn Zweck hat, den Mittel- 
punkt und das Wesentlichste der ganzen Regierungskunst." Denn 
„sind die Gewerbe im Flor, so steigen die Abgaben" "). So war 
es also auch hier auf eine Steigerung der Staatseinkünfte, nicht 
der blossen Steuerkraft abgesehen. 

Ganz unumwunden spricht das Verhöltniss der merkantilistU 
sehen Unterordnung der Polizei unter das Finanzwesen Hohen- 
thal in folgenden Worten aus : die Polizei hat hauptsächlich die- 
jenigen Gewerbe zu befördern, die den Reichthum dermaassen 
vermehren, „ut omnes reditus non modo ad consumtionem quotannis 
sufficiant, sed etiairi superent S ). N Den gleichen Sinn kann es 
nur haben, wenn Heumann sagt, die Polizei habe die Güter der 
Bürgerschaft nicht bloss zu schützen und zu vermehren, sondern 
auch auf den gemeinsamen Nutzen des Staates zu beziehen, oder 
wenn Hohenthal dem Regenten die Aufgabe stellt, das äussere 
Glück der Bürger durch beständige Thätigkeit und weise Ver- 
waltung ihrer Güter und Vermögen zu befördern und zu erhalten 
und mit dem Wohle des Staates in Einklang zu bringen *). Denn 
welch andere Bedeutung haben die beigefügten Worte : Vereini- 

1) Justi, Grundfeste. Bd. I, § 858. 

2) Rössig 1. c. F. 444 f. Jung 1. c. §§ 1003, 998 f. 

3) Liber de politia cap. 3. 

4) Hohenthal, ibid. § 2. Heiimann, initia jur. pol. § 4. 
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gung der Gewerbe mit dem Wohle des Staates nach der voraus- 
gehenden Bestimmung? 

Indem wir oben die Frage nach der Bestimmung wid Ver- 
wendung der erhobenen Steuern, der „Ernte der Polizei," erhoben, 
nahm unsere Untersuchung eine staatsrechtliche Wendung. Allein 
diese Seite ist hier von der grossten Wichtigkeit ; denn sie ist 
nur der äusserlich gewordene Ausdruck der fraglichen Unterord- 
nung der Polizei unter das Finanzwesen, die bei absoluten Staaten, 
welche in den grossen Welthandeln mitrathen und mitthaten, bei- 
nahe politische Notwendigkeit war und bei Verhältnissen, die 
denen des vorigen Jahrhunderts ähnlich sind, selten anders sein 
wird. Die Klagen des Polizeischriftsteller über die unrechtmassige 
und dem Wohle des Volkes zuwiderlaufende Verwendung der 
Staatseinkünfte geben dafür lautes Zeugniss. Anderseits wurde 
diese Frage nahe gelegt und hervorgerufen durch den Ton, in 
dem die Werke über Polizei in der damaligen Zeit zum grossten 
Theil gehalten sind, indem sie ebenfalls diese Seite mit allem 
Nachdruck premiren. Wenn diese Männer aber immer nur den 
„ermangelnden guten Willen" der Regenten anklagen *), so bekun- 
den sie eben damit ihre noch geringe Einsicht in das Verhältniss 
der polizeilichen Thätigkeit zu der damaligen Staatsverfassung. 
Hätten sie das Uebel in seinem innersten Grunde erfasst, so 
hätte bei ihnen derselbe Wunsch, wie bei Dohm, laut werden 
müssen, oder vielmehr sie hätten die Aufgabe gehabt, auf Reali- 
sirung dessen, was dieser als das Mittel zur Abwendung jener 
misslichen Lage erkannte, in ihren Schriften hinzuwirken. Zwar 
gehört dieser Punkt streng genommen nicht in die Polizeiwissen- 
schaft an und für sich betrachtet; indess hatte er doch wohl 
Platz in einer Wissenschaft der Polizei, welche nicht bloss deren 
Grundsätze darstellt, sondern eben so auf Hinwegräumung der 
einer segensreichen Wirksamkeit der Polizei entgegenstehenden 
Hindernisse dringt und zum Theil gerade hierin ihren Hauptzweck 
sieht, wie diess bei vielen Schriftstellern des vorigen Jahrhunderts 
der Fall ist*). 



1) Pfeiffer 1. e. I. p. 36. 

2) Nor die wenigen schon genannten Fürsten Hessen sich das Volks- 
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Schritt für Schritt mit der Ausbeutung des Nationalvermögens 
für die fürstlichen Zwecke ging die Steigerung der Militärkräfte. 
Auch sie wurde zuletzt bei der gegenseitigen Stellung der ein- 
zelnen Staaten eine unausbleibliche Forderung. Ja nicht bloss 
politische Nothwendigkeit, nach Friedrich's innerer Ueberzeugung, 
war die Vergrösserung des stehenden Heeres — in Hinsicht auf 
die bessere Mannszucht und kürzere Dauer der Kriege — sogar 
ein Glück gegenüber den frühern Zeiten, welche des Vortheils 
solcher Truppen entbehren mussten. Wie in'diesem Punkte die Für- 
sten keine Anstrengungen scheuten behufs der Vergrösserung der 
Einwohnerzahl ihrer Staaten, sahen wir oben; sofern aber auch 
das Problem der Bevölkerung, bezw. deren Vergrösserung der 
Grundton ist, der durch alle Polizeisysteme hindurchschlägt, und 
sofern in diesen alle Gegenstände der Polizei nach ihrem Einfluss 
auf die Einwohnerschaft des Staates bemessen und gerechtfertigt 
werden, und zwar nicht aHein mit Rücksicht auf die volkswirt- 
schaftliche Bedeutung der Bevölkerung, sondern auch hauptsäch- 
lich die politische, die Sicherstellung der Staaten gegen Aussen, 
kam auch die Wissenschaft diesen Bestrebungen zu statten. Es 
konnte allerdings nicht direkte Absicht dieser Schriftsteller sein, 
dem militärischen Absolutismus in die Hände zu arbeiten. Allein 
auf der andern Seite ist ebensowenig zu verkennen, dass sie sich 
dem Einflüsse ihrer Zeit, die eben in diesen Anschauungen be- 
fangen war, nicht ganz zu entziehen vermochten; und die That- 
sache, dass sie alle ohne Ausnahme das Wachs thum der Bevöl- 
kerung von der Blüthe des Fabrikwesens erwarteten , stimmt zu 
sehr mit dem Verfahren der Fürsten Uberein, als dass sie unbe- 
achtet bleiben dürfte. Pfeiffer nennt sogar ausdrücklich — und 



wohl ohne den Schein eines hereinspielenden Staatsinteresse angelegen 
sein: aus der zweiten Hälfte des Jahrhunderts der Fürstbischof von Würz- 
burg und Bamberg und der Markgraf von Baden. Daher blühten in ihren 
Ländern nicht bloss Ackerbau und Gewerbfleiss, sondern auch das Schul- 
wesen und die Wissenschaft; das Armen-, Kranken- und Assecuranzwesen 
wurde mit gleichem Eifer wie andere Gegenstände der Polizei gehand- 
habt, die Gewissensfreiheit um ihrer selbst willen, ohne Rücksicht auf den 
dadurch zu erzielenden Gewinn der Bevölkerung gewährt. Vgl. Menzel 
1. c. Bd. XII a. 296. Wachsmuth, Zeitalter der Revolution, Einleitung. 
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zwar folgerichtig nach seinem Isolirungssystem — die Manufak- 
turen und Fabriken »eine kostbare Pflanzschule zur Ergänzung 
des Kriegsheeres« *). 

Gegen das Bisherige Hesse sich der Einwand erheben, dass 
das Armenwesen, das Unterrichts- und Religionswesen, das Theu- 
rungs- und Assecuranzwesen u. s. w. in der Polizei dem be- 
sprochenen Verhällniss derselben zum Finanzwesen widersprechen. 
Es ist dieses so auf den ersten Anblick ; diese Gegenstände haben 
nichts mit dem Finanzwesen zu schaffen, sie sind für den Fiscus 
keine Quelle der Einnahme, sondern der Ausgabe, und dennoch 
wurde ihnen Aufmerksamkeit zu Theil. Der Grund des Letztern liegt 
darin, dass die Ideen des Eudämonismus zu tief gedrungen waren, 
als dass sie nicht auch im ganzen Staatsleben ihre Spuren zurück- 
lassen mussten ; der Gedanke vom allgemeinen Wohl und gemeinen 
Besten, so sehr er der Missdeutung fähig war, der Gedanke von 
der Glückseligkeit des Bürgers war doch zu schwerwiegend, als 
dass er nicht die Aufmerksamkeit in hohem Grade hätte bean- 
spruchen müssen. So wurden diese Gegenstände als wesentliche 
Bestandtheile in die wissenschaftliche Polizei aufgenommen, die 
wie die Eudämoniephilosophje auf die materielle Besserstellung 
der niedern Volksklassen hinarbeitete. Die Nothwendigkeit für 
den Staat, diese Gegenstände in den Bereich seiner Thätigkeit 
zu ziehen, lag klar vor Augen ; denn „der Cülturmensch fühlt zu 
sehr, dass die materielle Existenz die Grundlage eines mensch- 
lichen Daseins ist", und es Hess sich dieses um so eher erwarten, 
da viele Fürsten die Grundsätze des Humanismus schon in ihrer 
Jugend einsogen. Allein nichts desto weniger zeigt sich in Allem, 
was sie nach dieser Richtung unternahmen und was nicht in 
irgend einem Zusammenhang mit den fürstlichen und staatlichen 
Plänen stand, eine gewisse Nachlässigkeit und Schwäche der 
Durchführung. Während die staatliche Industriezucht für ihre 
Zwecke kein Opfer scheute und in der Erwartung eines einstigen 
günstigen Ertrags selbst unverhältnissmässig grosse Opfer brachte, 
so zeigt sich hier ein ängstliches Abwägen der Mittel ; das Na- 
tureU des Kameralwesens : wenig Ausgabe und grosse Einnahme, 



1) Pfeiffer, Polizei Wissenschaft Bd. II. p. 105 f. 
Zeitschr. f. StaaUw. 1864. II. Heft. 24 



366 Die Auffassung des Begriffes der Polizei 

mit kleinen Mitteln grosse Resultate, tritt hier stark in den Vor- 
dergrund. Diess ist zwar noch weniger der Fall bei dem Theu- 
rungs- und Assecuranzwesen , die immerhin noch in einer wenn 
auch entfernteren Beziehung zu der fürstlichen Absicht standen 
und zudem die Geldkräfte des Staates nicht gar stark in Anspruch 
nahmen. Aber zur Genüge beweist dieses das Unterrichts- und 
Bildungswesen , hinsichtlich dessen ein Knausern und ein Kargen 
stattfand, das weder mit der Würde noch mit der Wichtigkeit 
des Gegenstandes zu vereinbaren war und am wenigsten dem 
Charakter derjenigen Fürsten angemessen war, die man in Bezug 
auf ihre humanistischen und aufgeklärten Grundsätze allen andern 
voranzustellen pflegte. Der Hauptgrund, dass Friedrich für die 
städtischen Lehranstalten so gar wenig gethan, lag darin, »dass 
er sich nie entschliessen konnte , die erforderlichen Fonds für 
dieselben herzugeben« *). Joseph II. stand mit ihm auf ziemlich 
gleicher Stufe. Die Wissenschaft überhaupt ward lediglich als 
eine Waare und nur im Sinne der unmittelbaren materiellen Nütz- 
lichkeit betrachtet, auf welchem Wege schon Friedrich Wilhelm I. 
vorangegangen war. Wenn nun auch die Polizeiwissenschaft in 
Betreff dieser einzelnen Gegenstände im Gegensatz mit der Praxis 
sich befindet, so ist sie dieses doch nicht schlechthin und durch- 
aus; denn so weit sie ihre Leistungen nicht in ihrer Reinheit, 
gefordert von der Idee des Menschen im Culturstaate, sondern 
nur im Lichte der unmittelbaren Staatsnützlichkeit behandelt, sinkt 
sie von dem ihr eigenen Niveau der Betrachtung auf den frag- 
lichen Standpunkt herab. Zwar wird der Staat als Individuum 
nie in schlechthiniger Uneigennützigkeit handeln ; denn das Kant'- 
sche Ideal, nach welchem der Mensch allein und ausschliesslich 
um der Pflicht als solcher willen handeln soll, ist wie für diesen 
so auch für den Staat eine praktische Chimäre. „Wie im Welt- 
gebäude die scheinbar entgegengesetzten Bestrebungen der Centri- 
fugal- und Centripetalkraft die Harmonie der Sphären bewirken, 
so im gesellschaftlichen Leben der Menschen der Eigennutz und 
die Gottesliebe den Gemeinsinn" ; diese beiden Momente, „sittliche 
Pflicht und eigener Yortheil", werden in allem wahrhaften Leben 



1) Dohm, 1. c. Bd. IV. p. 447. 
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zusammenwirken *). Wenn nun aber die Wissenschaft der 
Polizei im vorigen Jahrhundert ihre Thätigkeit auch für die geistige 
Persönlichkeit des Menschen lediglich nach dem Staatsnutzen be- 
mass und dasjenige, was sie mit Rücksicht hierauf gab, nicht 
auch um seiner selbst willen gab, so ist dieses unzweifelhaft ein 
reiner Egoismus, der hier um so mehr auffallend ist, da er von 
einer Wissenschaft ausging, die das reine Wohl des Bürgers auf 
ihre Fahne schrieb. Betrachten wir nun dieses Verhältniss näher, 
so ist es nur geeignet, die behauptete Unterordnung der Polizei 
unter das Finanzwesen zu bestätigen ; denn diese Stellung beider 
Institute zu einander bewirkt eben, daSs die polizeilichen Leistungen 
nicht von der Idee des Menschen, sondern nur von dem Vorthell 
des Staates aus angesehen werden. 

Aus dem Angeführten folgt auch, dass in der Praxis der 
wirthschaftliche Theil der Polizei das Maass für die andern Zweige 
derselben in sich trug. Auch die Theorie participirte an diesem 
Mangel; sofern nämlich die bisher besprochenen Eigenschaften 
an ihr wahrzunehmen sind , ist es nur Consequenz , wenn der 
Staat sich hauptsächlich denjenigen Leistungen unterzieht, die ihm 
für seine Zwecke den besten Erfolg versprechen. Hier tritt aber 
ein Widerspruch mit dem wahren Begriff der Polizei hervor, nach 
welchem ihre Thätigkeit auf Besorgung des Volkswohles gerichtet 
ist. Diese augenfällige Incongruenz wurde von dem praktischen 
Staatsmann einfach dadurch gehoben, dass eben dem Staats- 
interesse das wahre Volkswohl, dem Staate der Bürger und die 
Gemeinde mechanisch untergeordnet und in ihren wesentlichen 
Rechten beeinträchtigt wurden , während in Wahrheit nur ein 
organisches Verhältniss , ein organisches Zusammenwirken aller 
in ihrem Kreise autonomen Glieder dem Begriffe des Cul- 
turstaates entspricht. In der Wissenschaft der Polizei aber 
bleibt dieser Widerspruch zumeist bestehen : auf der einen 
Seite die allein dem Wesen der Polizei entsprechende Be- 
tätigung des Volkswohles , auf der andern Seite aber die 
Staatsnützlichkeitstheorie und in Folge der Rückwirkung der fak- 



1) s. Röscher, Grundlagen der Nationalökonomie. Hohl, Polizei Wissen- 
schaft I, 131. 
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tischen Zustände die Bevorzugung der dem Finanzinteresse gün- 
stigen Industrie ; und zwar bleibt er bestehen , bis gegen Ende 
des Jahrhunderts Berg durch den Kant'schen abstrakten Rechts- 
staat angeregt in einer vollkommenen Sicherstellung der unan- 
tastbaren Privatrechte des Bürgers diesen gegen staatliche Aus- 
beutung sicher zu stellen suchte und damit die Behandlung der 
Polizei auf eine andere Bahn lenkte. 

Die zweite hauptsächlich in die Augen fallende allgemeine 
Eigenschaft der Polizei ist ihr omnipotenter Charakter. 

Der Impuls zu allem Leben ging im vorigen Jahrhundert von 
Oben, von der Regierung aus. Aber nicht bloss die Initiative 
behielt sich" der Staat vor, sondern auch die ganze Durchführung 
betrachtete er als seine Sache. Es war diese Maassnahme in 
der Entwicklung des gesellschaftlichen Lebens tief begründet; sie 
war die nothwendige Folge bei einem Bürgerthum, „welchem der 
Zopf tief herabhieng." Die in den frühern Jahrhunderten allent- 
halben waltende Autonomie in den gesellschaftlichen Kreisen war 
im Laufe der Zeit in leere Unthätigkeit ausgeartet ; der belebende 
Geist war entwichen und nur die todte Form zurückgeblieben. 
Diese Gestalt der Dinge war aber den nach und nach entstehenden 
neuen Lebensbedürfnissen, die ein grösseres Maass von Thätigkeit 
erheischten, nicht mehr gewachsen und angemessen. Es bedurfte 
eines gemeinsamen energischen Handelns, welches, nachdem die 
alten bisher autonomen socialen Glieder in krankhafter Isolirung 
entartet waren, nur der alhnählig zu höherem Bewusstsein er- 
wachte Staat ermöglichte; der formalen Staatsgewalt legte man 
daher die Funktionen zu, welche die alten mannigfachen gesell- 
schaftlichen Verbindungen hätten leisten sollen, aber hiezu im 
Laufe der Zeit die Kraft verloren hatten. Die gegen Ende des 
siebenzehnten Jahrhunderts stattgefundene Verkörperung des Staates 
in der Person des Fürsten that dieser Entwicklung bedeutenden 
Vorschub. So nahm die erstarkte centrale Macht des Staates 
Alles, was nur irgendwie möglich war, in ihre Hand ; alle Kräfte, 
die in seinem Bereiche lagen, mussten seinen Zwecken dienen. 
Mit einem Worte: es bildete sich der staatliche Absolutismus, die 
centralstaatliche Bevormundung, die der ganzen Zeit und dem 
damaligen Leben als charakteristischer Stempel aufgedrückt ist. 
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— Das Beamtentum war ganz dazu angethan, diese Richtung 
zu fördern. Wenn es nur den Interessen seiner Fürsten eifrig 
diente, so konnte es seiner Stellung sicher sein, ja hoffen, die- 
selbe in der Familie erblich zu erhalten. So bildeten die Beamten 
mehr einen integrirenden Bestandteil der fürstlichen Haus- und 
Hofdienerschaft, als Diener der Interessen des Landes und des 
Volkes. Auch die Fürsten verkannten so sehr ihre diessfallsigen 
Pflichten, dass sie einen schmählichen Aemterhandel trieben. Selbst 
der sittlich strenge Friedrich Wilhelm I. füllte »mit Benutzung 
der Thorheit seiner Unterthanen« aus dergleichen Einkünften seinen 
Schatz x ). Zu welchen Leistungen ein solches Beamtenthum be- 
rechtigte , geht hinreichend aus seiner Stellung hervor : mit der 
grössten Servilität diente es dem Interesse, auch den Neigungen 
und Launen seiner Herrn und förderte so deren Omnipotenz in 
allen Verhältnissen des Lebens 2 ). 

Diese Gestalt der Dinge erstreckte ihren Einfluss sofort auch 
auf die Wissenschaft der Polizei. Wenn es auch im Wesen der 
Polizei liegt, stets mehr Thätigkeit für sich in Anspruch zu neh- 
men, als vielleicht durch die Verhältnisse begründet ist, so ist 
doch „der ausschweifende Hang der Wohlsvormundschaft des 
Centralstaates" ein unterscheidendes Merkmal der altern Polizei 
gegenüber der neuem. Während die neuere Wissenschaft ernst- 
lich bemüht ist, die Grenzen zwischen der staatlichen Thätigkeit 
und der Thätigkeit der Einzelnen und Gesellschaften genau fest- 
zusetzen, so macht die Polizei des vorigen Jahrhunderts mit der 
Thätigkeit der Individuen und Corporationen tabula rasa, um Alles 
ohne Unterschied dem Staate zuzuweisen. So schränkt Mohl die 
Polizei auf die Fälle ein , in welchen »ein äusseres Hinderniss 
durch die Anwendung der eigenen Kraft der betheiligten Bürger« 
nicht entfernt werden kann und schliesst sie von allem Anderen 
aus, mit Rücksicht auf die Rechte des Bürgers sowohl als die 
Beschränktheit der. Möglichkeit eigener Leistungen, auf die For- 
derungen des Rechts und der Vernunft u. s. w. Ueberhaupt hat 



1) Schlosser, 1. c. Bd. I, p. 271. 

2)'vgl. Biedermann, 1. c. p. 78 ff und den Aufsatz in der Deutschen 
Vierteljahrsschrift „Constitutionalismus und ßeamtenstaat," 1862. 4. Heft. 
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sich der allgemeine Grundsatz Geltung verschafft, dass die Polizei 
nur da, aber auch überall da einzuschreiten, habe, wo vernünftige 
Gründe es verlangen und wo diese vernünftigen Leistungen ohne 
ihre Dazwischenkunft unterblieben '). Gegenüber dieser mehr 
quantitativen Moderation und negativen Eingrenzung führt ein 
anderer Gelehrter 2 ) die Polizei in positiver Weise von dem über- 
mässigen Hang zur Einschränkung der Sphäre der individuellen 
Selbsttätigkeit auf das Maass ihrer Berechtigung zurück durch 
Versöhnung von Polizei und Justiz unter dem einheitlichen Be- 
griffe des Rechts als „des Inbegriffs des Bedingens aller Cul- 
turverwirklichung nach der Seite der Endlichkeit der Lebens- 
verhältnisse" , als „des praktischen Richtens und Einrichtens 
der beschränkten endlichen Lebensverhältnisse für Erfüllung des 
Gulturzwecks." So beschränkt er „den Zweck der Wohlsbeför- 
derung auf das blosse Richten und Einrichten der Culturzwecke, 
und zwar in solcher Vertheilung der Funktion, dass die höhere 
Rechtsanstalt immer nur das den niedrigeren Gliedern Unmög- 
liche leiste, dass jedes politische (rechtsgesellschaftliche) Subjekt 
je nach seinem besonderen Wesen und seiner eigenthümlichen 
Bedeutung im Cullurganzen zur Rechtsbestimmung mitwirke." 
Aber weder von jenen negativen, noch weniger von dieser posi- 
tiven Begrenzung der polizeilichen Funktion des Staates ist in der 
Polizeiwissenschaft des vorigen Jahrhunderts eine Spur zu finden, 
wie man überhaupt die Bedeutung der „Gesellschaft" im staat- 
lichen Leben noch gar nicht kannte. Alle Schriftsteller legen 
diese „Grundfeste zu der Macht und Glückseligkeit der Staaten" 
ausschliesslich in die (allgemeine) Hand des Staates. In Ueber- 
einstimmung hiemit hält sich auch ihre Sprache in ganz abstrakter 
Allgemeinheit ; concrete Bestimmtheit ist nirgends zu finden. Be- 
förderung der gemeinschaftlichen Glückseligkeit, des gemeinsamen 
Besten, des Wohles des Staates, das ist durchgängig ihre Sprache, 
wenn sie die Aufgabe der Staatspolizei definiren. Allein was 
lässt sich nicht Alles unter diese allgemeinen Begriffe subsumiren? 



1) Polizei Wissenschaft Bd. I. p. 17 ff. 

2) s. deutsche Vierteljahrschrift 1861. I. Heft „Rechtsphilosophische 
Zeitgedanken u. s. w." p. 381 ff. 2. Heft p. 14 ff. 
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Wie viel riss nicht der Staat an sich, in der (angeblichen) Ab- 
sicht, das gemeine Recht wohl zu befördern ? Denn einen andern 
Träger dieser Art von Thätigkeit misskannten sie ganz und ar- 
beiteten so dem praktischen Centralstaate vor , an dessen Spitze 
der Regent mit seinem allmächtigen Beamtenthum waltete. Nur 
Berg macht unter den Schriftstellern eine Ausnahme, indem er 
auch hier das vermittelnde Glied zwischen dem vorigen und jetzi- 
gen Jahrhundert bildet: in den Privatrechten, in der „Sicherheit" 
des Bürgers setzt er ein Gebiet, das der staatlichen Polizei unzu- 
gänglich und somit eine Schranke derselben ist. 

Wenn wir dieses berücksichtigen, so werden wir es erklär- 
lich finden, wie Friedrich der Grosse den Ausspruch thun konnte : 
er wolle sein ganzes Volk wie ein krankes Kind behandeln und 
ihm vorschreiben, was es essen und trinken solle; (dann werde 
das Geld nicht ferner aus dem Lande gehen); werden wir 
die weitgreifenden Reformen Josephs II. begreiflich finden , die 
sich auf die kleinsten Anordnungen im Kirchenwesen und sogar 
auf die Art und Weise der Beerdigung der Todten — in einem 
Sack, aus national-ökonomischer Sparsamkeit — erstreckten. Dieses 
absolute Bevormundungssystem war so tief in das Leben einge- 
drungen, dass man es lange Zeit beinahe für das normale Ver- 
hältniss hielt. „Das Vielregieren, sagt der Verfasser obigen Auf- 
satzes in der deutschen Vierteljahrschrift über diese Zeit, hatte 
jede Selbstthätigkeit mehr und mehr erstickt und eine solche 
Willenslosigkeit der Regierten erzeugt, dass dieselben gewöhnt 
waren, Alles, mit Ausnahme des Rechts zu leben und zu sterben, 
aus der Hand der Regierung zu empfangen" '). Auch die Haltung 
der Wissenschaft ist ein Zeugniss hiefür; denn mit der bezeich- 
neten Ausnahme erhebt sich keine direkte Opposition dagegen; 
nur da, wo die Rechte der Bürger am Empfindlichsten, insbeson- 
dere hinsichtlich ihrer materiellen Bedürfnisse, verletzt wurden, 
machten sich Stimmen gegen das betreffende Verfahren, nament- 
lich gegen das sog. Sperrsystem, geltend. Aber auf den Grund 
und die Wurzel des Uebels wird nirgends zurückgegangen, nir- 

l) ]. c. p. 95. 
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gends die unbeschränkte Allmacht des Staates auf diesem Gebiete 
begrenzt. Wie konnte man Solches auch von einer Wissenschaft 
erwarten, deren Mutter dem Regenten die Befugniss einräumt, 
seinen Unterthanen die persönlichsten und heiligsten Rechte zu 
entziehen und überhaupt die absolute Bevormundung derselben 
durch den Staat als ein »natürliches und unveräusserliches Recht« 
nachgewiesen zu haben glaubte? 

Fassen wir alles Bisherige in ein kurzes Resultat zusammen, 
so können wir es mit Einem Worte ausdrücken: in der Wissen- 
schaft wie im Leben des vorigen Jahrhunderts begegnet uns ein 
mehr oder minder ausgebildeter „Polizeistaat." Mit der Sorge 
für die materielle Existenz der Unterthanen schlich sich zugleich 
das Bestreben ein , dieselben in ihrem Befinden möglichst zu 
beengen, man wollte sie gegen die Wechselfälle des Lebens, 
gegen die schädlichen Gewalten der Natur schützen und bewahren, 
aber man überwachte zugleich alle ihre Schritte und Tritte und 
benahm ihnen die freie Wahl zur Einrichtung ihres Lebens und 
der Art und Weise der Befriedigung ihrer Bedürfnisse. Auf den 
dünnen abstrakten Rechtsstaat der Zeit, in der man nach Berg 
noch kaum von einem Staate reden konnte, auf die Periode der 
ausgedehntesten Decentralisation folgte der omnipotente Polizei- 
staat mit Verkennung aller Privatrechte, die Zeit der -straffsten 
Centralisation. Diess Ereigniss ist aber kein blosses Ungefähr, 
sondern tief aus dem. Innern des geschichtlichen Lebens hervor- 
gewachsen. Der Staat musste die bezeichnete Stellung einneh- 
men, um die alte deutsche Kraft und Tüchtigkeit, den deutschen 
Geist wieder ins Leben zu rufen. Auf die Periode der Agrikul- 
tur folgte die des Manufakturwesens ; die Industrie bedurfte aber 
nicht bloss eines Schutzes, sondern einer wirklichen Unterstützung, 
sie musste nicht bloss gegen die Ueberflügelung des Auslandes 
gesichert, sondern förmlich gross gezogen werden. Diess ist die 
historische Berechtigung des Polizeistaates. Les extremes se 
touchent. In Gegensätzen bewegt sich die Geschichte fort. Jeder 
ihrer verschiedenen Entwicklungsstufen liegt eine Idee zu Grunde ; 
jede hat aber in einem immanenten Gegensatz schon wieder das 
treibende Motiv, zu höherer Bildung fortzuschreiten. In dem 
Maasse, als sie die einseitigen Evolutionen im Bildungsgange 
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überwunden hat, strebt die Geschichte zu immer höherer Vollen- 
dung; ihr Ziel ist die Versöhnung und Harmonie aller dieser 
Momente. 

Was nun die Wissenschaft der Polizei anlangt, so theilt sie 
hier das Loos der Wissenschaft überhaupt. Kein Zweig derselben 
tritt gleich anfänglich in seiner vollendeten Gestalt hervor. So 
hat auch der Begriff der Polizei im Anfang immer noch etwas 
Schwankendes und Unbestimmtes, die Abgrenzung derselben von 
verwandten Gebieten etwas Unsicheres und Ungenaues. Eine 
scharfe logische Feststellung des Gesammtbegriffes einer Wissen- 
schaft und eine strenge Absonderung Von anderen Zweigen ist 
Überhaupt erst möglich, wenn eine hinreichende Menge von Ge- 
danken und Thatsachen tief erwogen, einzelne Partieen derselben 
reifer durchgearbeitet und insbesondere die Beziehungen zum 
Leben allseitig klarer geworden sind ')• Dieses ist auch hier 
der Fall. Herausgewachsen aus der Eudämoniephilosophie und 
Kameralwissenschaft ist die Polizeiwissenschaft auch von den 
Grundelementen dieser beiden Disciplinen durchdrungen, und da 
jene einen Gegensatz censtituiren, sofern die eine auf die reine 
und ungetrübte Herstellung des Wohles der Bürger dringt, die 
andere dem Interesse des über die Einzelnen (schlechthin) erha- 
benen, Staates, bezw. der Kasse des Fürsten Rechnung trägt, so 
sehen wir auch der Polizeiwissenschaft diesen Zwiespalt inhäriren, 
der sich wie ein rother Faden während des ganzen Jahrhunderts 
durch sie hindurchzieht, indem er zwar allmählig an seiner Stärke 
verliert, aber doch bis gegen Ende der Periode sichtbar ist Das 
praktische Leben und die abstrakte Rechtsphilosophie bildeten 
vornehmlich das Correktiv, das Unbestimmte und zum Theil Wider- 
sprechende in ihr zu eliminiren und sie auf einen bestimmten 
klaren Begriff zu bringen. Sofern nämlich die allgemeine über- 
schwengliche Wohlsbeförderung in Wirklichkeit zu einer Wohls- 
bevormundung und zur Entziehung der wesentlichen individuellen 
Rechte des Bürgers wurde, war das Letztere der Punkt, an den 
die abstrakte Richtung des Naturrechtes ihren Hebel ansetzte, in- 
dem sie als auf ihr einziges Endziel darauf lossteuerte, die per- 



1) s. Hohl, Literatur der Staatswissenschaften Bd. I. p. 69. 
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sönlichen Rechte des Menschen gegen jegliche Uebergriffe fremder 
Gewalt, die Person des Bürgers gegenüber der staatlichen All- 
macht zu schützen und sicher zu stellen. In dieser Beziehung 
leistete sie eben das, was man als die Voraussetzung der Polizei 
bezeichnen kann, sie begrenzte den Kreis, von welchem die 
Thätigkeit derselben ausgeschlossen sein sollte. Dass sie aber 
in einzelnen Vertretern darüber noch hinausging und schlechthin 
jegliche Thätigkeit des Staates zu Gunsten der Gesammtheit, mit 
der nur irgendwelche Einschränkung der Rechte Einzelner ver- 
bunden wäre, ferngehalten und denselben »auf die Funktion gegen 
Gewalt und Trug zu schützen" beschränkt und somit zu schlecht- 
hiniger Passivität bezüglich der materiellen Grundlagen der bür- 
gerlichen Gesellschaft verurtheilt wissen wollte, kurz dass sie jede 
staatliche Polizei leugnete, das ist eine Ausschreitung, wie die 
andere, die Alles dem Staate anheimstellte. 

Hiemit sind die beiden Richtungen angedeutet, in die die 
Auffassungen des Staates im vorigen Jahrhundert auseinander 
gingen. Als der hauptsächlichste Repräsentant der erstem gilt 
Kant und ist es auch, wenn man seine Anschauung für sich 
allein betrachtet. Halten wir aber die Construktion des abstrakten 
Rechtsstaates durch den Königsberger Philosophen dem absoluten 
Polizeistaat seiner Zeit gegenüber, so ist jener unseres Erachtens 
nur der Ausdruck für die Unmöglichkeit eines längern Fortbe- 
stehens des letztern. Kant's Absehen war zunächst nur darauf 
gerichtet, einen Staat herzustellen, in dem das individuelle Leben 
nicht vom allgemeinen, wie im platonischen und Polizeistaat, ver- 
schlungen wird, in dem vielmehr Recht und Freiheit des Bürgers 
gewahrt ist. Dass in der Kant'schen Staatslehre streng genom- 
men die Polizei keinen Platz findet, ist nur die Consequenz seiner 
Prämissen, keineswegs seine direkte Absicht, sofern er ja, wie 
wir sahen, einige polizeiliche Gegenstände — freilich im Wider- 
spruch mit seinen Principien — wieder auf einem andern Wege 
in den Bereich der staatlichen Thätigkeit zieht. Und so ist auch 
die Kant'sche Rechtslehre wenigstens ein indirekter Beweis für 
die Notwendigkeit sowohl der polizeilichen als justiziellen Funk- 
tion des Staates, nur das Nebeneinanderbestehen beider ist in ihr 
nicht nur nicht ermöglicht, sondern scheinbar ausgeschlossen. 
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Wie ist aber eine Einigung dieser scheinbar widersprechenden 
Elemente möglich? So lange man beide in extremer Weise auf- 
fasste und insbesondere den Staat nur als Organ des Rechts im 
engern Sinne des Wortes betrachtete, mttsste diese Lösung miss- 
lingen. Denn die Erfahrung, der sich Niemand entziehen kann, 
lehrt uns täglich, dass der Staat nicht bloss eine negative Rechts-, 
sondern auch eine positive Culluraufgabe hat. »Wer möchte 
und könnte in einem Staate leben, der nur Justiz übte, allein 
gar keine polizeiliche Hülfe eintreten Hesse ?" Aufgabe des Staates 
ist überhaupt die Verwirklichung aller vernünftigen Culturzwecke 
oder die Realisirung des Rechts an dem Inbegriff der ganzen 
Fülle der Culturzwecke. Indem wir so seinen Begriff fassen, 
finden wir ihn in Harmonie mit dem Leben und sind zugleich 
im Stande, obigen Widerstreit zu lösen. Denn so wird einerseits 
das Recht von seiner formalen Leere befreit, anderseits die 
Wohlsbethätigung selbst als Rechtsfunktion aufgefasst und »der 
Staat als Organ des Rechts ist stets und auch in der sog. reinen 
Justizthätigkeit eine Wohlsanstalt. Umgekehrt darf er auch in 
der Polizei das Wohl nur in der Form des Rechtes , im mate- 
riellen und formellen Maasse des praktischen Bedingens und Rich- 
tens der Culturzwecke, erstreben." Ein solcher Organismus des 
Staates sichert schon vermöge seines Begriffes jedem Gliede seine 
berechtigte Autonomie, er gewahrt den Individuen und Corpora- 
tionen ihre d. h. relative Selbständigkeit und schliesst jede (über- 
mässige) centrale Bevormundung aus. „Eine Ueberhebung des 
Centrums durch Polizei über die selbständige rechtliche Wohlsbe- 
stimmung der Glieder ist ausgeschlossen, wenn man die Polizei 
selbst als Rechtsfunktion fasst." So wird beiden, dem abstrakten 
Kant'schen Rechtsstaat und dem Wolf'schen Polizeistaat, die gebüh- 
rende Rechnung getragen, beide werden nach ihrer Berechtigung 
in einem höhern Dritten vereinigt. 

Die Lösung dieses Gegensatzes legte sich auch das vorige 
Jahrhundert vor. Jede Polemik gegen die übermässige Bevor- 
mundung durch die Polizei, wie sie sich hauptsächlich in wirth- 
schaftlicher Beziehung darstellte, ging aus dem Bewusstsein dieses 
Gegensatzes hervor und strebte dahin, denselben zu Gunsten des 
in seinen Rechten beeinträchtigten Bürgers der Sache angemes- 
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sener zu vermitteln, und indem Berg seine sog. „Sicherheitspolizei" 
der „Wohlfahrtspolizei" voranstellte und die Thätigkeit der letztern 
überall da ausgeschlossen wissen wollte, wo die erstere in ihrem 
Bestände entweder aufgehoben oder ungebührend verletzt würde, 
legte er sich ausdrücklich das fragliche Problem vor : Vereinigung 
des (engern) Rechts- und Polizeistaats, oder wie es sich auch 
in Form einer Frage ausdrücken lässt: wie ist ein polizeiliches 
Einschreiten des Staates möglich ohne Aufhebung und Gefährdung 
der ersten Grundlage der bürgerlichen Gesellschaft, der Rechts- 
sicherheit ? 

Neben diesen der Wissenschaft angehörigen Versuchen äusserte 
sich die Frage auch in mehr unmittelbar praktischer Weise, wobei 
neben dem Moment des Polizeistaates oder vielmehr in ihm haupt- 
sächlich das des staatlichen Absolutismus in die Schale fällt. Da 
die Wolf sehe Eudämonie im praktischen Staatsmanne stets Meister 
blieb und gegenüber dem Kant'schen Rechtsstaat für den Wolf- 
schen Polizeistaat die Waage hielt, so lag eben hierin eine Un- 
sicherheit der persönlichen Rechte und des materiellen Besitzes 
begründet. Wir sagen: eine Unsicherheit, denn sofern in den 
absoluten Staaten die Persönlichkeit des Fürsten es ist, welche 
über Wohl und Wehe der Unterthaneh entscheidet, so bestand 
nur die Gefahr, dass das Wohl der Unterthanen unter solchen 
Verhältnissen schlecht bestellt würde, und diese Gefahr musste 
sich bei jedem Wechsel der Regentschaft wiederholen. Daher 
handelte es sich'iarum, diese Gefahr — indem wir hier von der 
faktischen Ausübung der Herrscherpflichten absehen — zu ent- 
fernen und dem Wohle der Unterthanen eine sichere Bürgschaft 
zu geben, oder um mit Kant zu reden, demselben nicht einen 
bloss provisorischen, sondern peremptorischen Bestand zu ver- 
leihen. Mit Einem Worte, es erhob sich die Frage, wie ein 
festes Gebäude des Staates, unabhängig von der Willkür des 
Regenten, aufzuführen, wie das untergeordnete Verhältniss der 
Polizei unter das Finanzwesen auf bleibende Weise zu heben 
sei, die Frage, ob nicht eine Verfassung möglich sei, in welcher 
das Wohl der Unterthanen nicht vom blossen „guten Willen" 
des Regenten allein abbienge, sondern auch ohne diesen oder 
gar in Widerspruch mit ihm gesichert bliebe. Von diesem Ge- 
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gichtspunkte aus brach Dohro, zwar schon nahe unserer Zeit, 
aber doch im Sinne der früheren, in die obige Klage und Hoff- 
nung zugleich aus, in die Erwartung nämlich, dass über die 
wahren Bedürfnisse des Staates und das Wie ihrer Befriedigung 
die allgemeine Stimme der Völker mehr gehört und der Druck 
des Finanzstandes gehoben oder gemildert werde, in diesem 
Sinne finden wir eine Abhandlung aus jener Zeit (1784), in 
welcher allen Ernstes deu Fürsten Ablegung ihres absoluten Sy- 
stems, eine Veränderung der Regierungsform angerathen wird. 
Beruhe Alles auf der Persönlichkeit des Fürsten, so habe man 
keine genügende Garantie für die Fortdauer des Gebäudes, das 
er errichte; der Nachfolger könne dasselbe umwerfen und ein 
anderes aufführen. Sichere Bürgschaft gewähre allein eine Ver- 
fassung, durch die es dem Regenten benommen sei, willkürliche 
Veränderungen zu treffen. Mit Einem Worte : es solle eine 
Republik geschaffen werden, in welcher das Haupt der regieren- 
den Familie nur den Vorsitz zu fuhren habe '). Solche und 
ähnliche Ideen — abgesehen von der republikanischen Färbung 
der letzteren — können uns bei dem Bestand der Dinge im vori- 
gen Jahrhundert nicht befremden ; sie sind das natürliche Ergeb- 
niss des Denkens, das sich auf diese Zustände warf. In einer 
Zeit, in welcher der Staat sich nur mit Besorgung der Justiz in 
ihren verschiedenen Richtungen beschäftigte, wäre eine solche 
Bewegung unerklärlich. Anders musste es aber werden, da er 
anfing, eine mehr positive Thätigkeit zu entwickeln, da er anfing, 
die mannigfachen Seiten des Lebens in seinen Bereich zu ziehen. 
Hier, wo es sich um das unmittelbare Interesse und die mate- 
rielle Existenz der Unterthanen handelte, galt es , dieselben genau 
zu kennen und ohne unreine und schmutzige Nebenabsichten zu 
fordern, nicht aber zum Vehikel eines vermeintlichen Staatsin- 
teresse, zu gebrauchen. Dieser Zweck wird bleibend nur erreicht 
durch eine Volksvertretung, welche den Launen und der Willkür 
eines Regenten, seinen etwaigen feindseligen und egoistischen 
Planen wirksamen Widerstand entgegenzusetzen vermag. 

Wenn der gelehrte Verfasser der Abhandlung : „die Stellung 



1) vgl. Menzel 1. c. Bd. XII b. p. 44 ff. 
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der Industrie im heutigen Wirtschaftsleben I ) << als das treibende 
Element in der Culturentwicklung die Industrie bezeichnet, welche 
„die organische sociale Gliederung eines Volkes nach sich zieht, 
dessen gesunder staatlicher Ausdruck auf altgeschichtlichem Boden 
die constitutionelle Monarchie ist," so möchten wir die Polizei über- 
haupt als dasjenige bezeichnen, welches eine constitutionelle Ver- 
fassung fordert. Denn oben sahen wir, wie gerade der andere 
Theil der Polizei, welcher die Staatskasse mehr anzugreifen als 
zu füllen geeignet ist, einer Unterstützung von Seiten der „Stände" 
bedurft hätte. Ueberhaupt, hat der Staat einmal seine Aufgabe. 
die Verwirklichung der Cultur, das praktische Bedingen aller ver- 
nünftigen Zwecke nach der Seite der endlichen beschränkten 
Lebensverhältnisse, in seiner ganzen Bedeutung erkannt, so ent- 
spricht ihm nur mehr eine gemässigte constitutionelle Form. Der 
Absolutismus ist hier im Widerspruch mit dem Zwecke und der 
Aufgabe des Staates; denn er kann nicht oder wenigstens muss 
nicht dieses erstreben. Ein weiser und wohlwollender Regent 
gewährt nur die Möglichkeit davon, die Wirklichkeit sichert nur 
eine Regierungsform. 

In diesem Sinne bezeichnen wir den Constitutionalismus als 
diejenige Staatsform , auf deren Grundlage allein eine gedeih- 
liche und segensreiche Ausübung der polizeilichen Funktionen 
stattfindet, und indem wir diesen Satz auf unser obiges Urtheil 
anwenden, müssen wir sagen, dass die wissenschaftliche Polizei 
auch hier an einem Mangel leidet, indem sie Aufgabe und Ver- 
fassung des Staates misskennt, so weit sie polizeiliche Thätigkeit 
in einem absoluten Staate verlangt, in welchem dieselbe beinahe 
immer ihren wahren Charakter verliert. Dass dieses in der That 
ein Widerspruch ist, das zeigte zur Genüge die Praxis des vori- 
gen Jahrhunderts, wo die Polizei nicht rein als solche, sondern 
als blosses Mittel fürstlicher und staatlicher Zwecke ausgeübt 
wurde; der Grund und die Wurzel hievon lag aber in der Unbe- 
schränktheit des Staates, welche durch dessen Verkörperung im 
Ich des Fürsten noch eine Schärfung erfuhr. Beides, Staatsomni- 
potenz und Absolutismus, ist zwar nicht notbwendig, aber in der 



1) Deutsche Vievteljahrsschrift, 1662, 2. Heft. p. 47. 
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Regel beisammen, und wo dieses der Fall ist, dient es nur zur 
Verstärkung des Regiments. Unter solchen Verhältnissen wurde 
daher die Polizei, die „einem wohlthätigen Genius gleicht, der 
sorgsam die Pfade ebnet, die seine Pflegbefohlenen betreten, der 
die Luft reinigt, die sie einathmen ; die Städte, Dörfer und Höfe, 
die sie bewohnen, und die Strassen, die sie wandern, sichert; 
der die Felder, die sie bebauen, hütet, der ihre Wohnungen vor 
Feuer und Wassersnoth und sie selbst vor Krankheit, Armuth, 
Unwissenheit, Aberglauben und Unsittlichkeit bewahrt; der, wenn 
er gleich nicht alle Unglücksfälle abwenden kann, doch ihre Folgen 
zu vermindern und zu erleichtern sucht, und jedem Armen, Ver- 
unglückten und Hülfsbedürfligen eine Zuflucht in der Noth dar- 
bietet", bisweilen „die fürchterlichste Plage und ein gefährliches 
Werkzeug der Unterdrückung ')" und bei dieser Lage der Dinge, 
ruft Pfeiffer aus 2 ), „wäre es für manche Gegend ein Glück 
gewesen, niemals etwas von Polizei gehört noch erfahren zu ha- 
ben", von der doch ein feiner Kenner des Lebens sagt s ), dass 
der Bürger ohne fühlbare Einwirkung einer guten Polizei nicht 
eine Stunde, wohl aber ohne unmittelbare Stütze und Hülfe der 
Rechtspflege möglicher Weise sein ganzes Leben ruhig hinbringen 
kann. Allein dass „in den Staatsverwaltungen kein Zweig so 
sehr vernachlässigt und so übel angewendet worden, als die 
Polizeiwissenschaft" 4 ), davon tragt unseres Erachtens eben die 
unbeschränkte Allmacht des Staates und der Absolutismus der 
Regierung die Schuld. Beides wurde allmählig gebrochen, jene 
vornehmlich durch den Einfluss der abstrakten Rechtsphilosophie 
und den Widerstand, den ihr das praktische Leben bereitete, 
dieser durch Veränderung der Regierungsform, durch Herstellung 
einer solchen Verfassung, die der Culturverwirklichung conform 
ist, durch Herstellung der constitutionellen Monarchie. 

So wurden durch die Polizei in theoretischer und prak- 
tischer Beziehung die Bausteine zu unserer heutigen Ver- 
fassung zusammengetragen. Unverkennbar war die ganze Ent- 



1)8. Berg, Handbuch des deutschen Polizeirechts ; Bd. I. p. 1 f. 

2) Pfeiffer, natürliche u. s. w. Polizeiwissenschaft Bd. I. p. 9 f. 

3) Mohl, Polizei Wissenschaft, Bd. I. p. 14 Anm. vgl. p. 10 Anm. 

4) Pfeiffer 1. c. p. 10. 
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wicklung des Staatslebens , in der Wissenschaft sowohl als in 
der Wirklichkeit, nur dazu geeignet, in die constitutiönelle Mo- 
narchie auszulaufen, die man daher mit Recht „die historisch 
einzig berechtigte Staatsform" nennt. Denn da wo sie feste Wurzel 
gefasst, wo sie das Leben nach allen seinen Seiten kräftig durch- 
drungen hat, werden sowohl die Klagen Berg's und Pfeiffer's ver- 
stummen, als die Wünsche Dohm's befriedigt werden. 



